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one solution, revolution! 


Editorial 


Liebe Leser_innen! 


Nach unser Sonderausgabe ‚Jugendinternationale“ ım Maı, habt ihrnun wieder einereg- 
uläre Ausgabe der REVOLUTION Zeitung in euren Händen. Wir werden jetzt wieder 
regelmäßiger unsere Zeitung veröffentlichen und wie ıhr seht - sie ist dicker geworden! 


Nachdem die erste Auflage nach der Antiı-AKW-Demo in Berlin bereits vergriffen war, 
und die zweite Ausgabe um vier zusätzlichen Seiten erweitert wurde sind wir jetzt be- 
reits mit der dritten — und überarbeiteten — Auflage am Start! 


In einigen Artikeln wollen wir uns mit den Auswirkungen der Krise beschäftigen — was 
bedeutet die Krise für Jugendliche? Was ist Krisenpolitik in Großbritannien und was 
für Mobilisierungen gibt es von den europäischen und deutschen Gewerkschaften ım 
„heißen Herbst“ 2010. 


Ein weiterer Schwerpunkt ist die Bildungsbewegung. In einem Artikel fragen wir uns, 
wie es mit der Bildungsbewegung weitergeht und was aktuelle Probleme sind, dazu 
auch ein Bericht von der letzten bundesweiten Bildungskonferenz ın Berlin. Ebenfalls 
stellen wir den Aufruf für eine antikapitalistische Plattform in der Bildungsbewegung 
vor, den wır mit Gruppen aus dem Bündnis ‚„Bildungsblockaden einreihen‘“ verfasst 
haben. Ebenso beschäftigen wir uns mit den verschiedenen rechtspopulistischen 
Wahlerfolgen der letzten Zeit in Europa. Dazu gibt es einen Gastartikel unserer ös- 
terreichischen Sektion zur rassistischen Abschiebung von Roma/Sinti ın Frankreich. 


Ein weiterer Schwerpunkt ist das Thema Repression und Überwachungsstaat - in ei- 
nem Artikel stellen wir grundsätzlich dar, wie die Überwachung verschärft wird und 
berichten dann über die „Freiheit statt Angst“ Demo am 11.9 ın Berlin. Wochenlang 
war die Flutkatastrophe in Pakistan ein Thema in allen Medien, wir berichten über die 
Zustände ım Land, das Versagen der Regierung und die selbstorganisierte Hilfe, auch 
von unseren Genossen innen der L5I (Liga für die 5. Internationale) die ein Jugend- 
Hilfscamp aufgebaut haben. 


In Stuttgart haben wir von REVOLUTION gemeinsam mit der Gruppe Arbeitermacht 
(L5I) die Antikapitalistische Aktion (AKA-21) gegen den Bahnhof S21 ins Leben 
gerufen, davon haben wir den Aufruf in unserer Zeitung. Die größte Demo des Jahres 
wird wohl die Demo gegen die Verlängerung der AKW Laufzeiten und die ungelösten 
Probleme der Endlagerung am 18.9 gewesen sein. Laut Campact waren es 100.000 
Menschen die ein Zeichen setzten. Zu der Atom-Problematik gibt es einen Gastartikel 
der GAM. Als neues Element haben wir auch ein Kreuzworträtsel eingebaut - viel Spaß 
dabei! 


Wir wünschen viel Spaß beim lesen, für Anmerkungen oder Kritik könnt ıhr uns gerne 
eine Mail schreiben — germany(@@onesolutionrevolution.de 


Auf der Rückseite findet ihr die Termine in den nächsten Monaten — hoffentliche 
sehen wır uns auf den nächsten Demos gegen Staat und Kapital - ONE SOLUTION — 
REVOLUTION!!! 


Eure REVOLUTION Zeitungsredaktion, 
Oktober 2010 


Jugend und Krise 





Auswirkungen der Krise auf die Jugend und unsere Aufgaben 


Was bedeutet die Krise für die 


internationale Jugend? 





"Bildung statt Banken", REVOLUTION bei den Eee ten am 17. Juni 2009 in Kal 


Die Wirtschaftskrise hat seit 2007 den 
Charakter des Systems offenbart — durch 
massive Spekulation an den Finanzmärk- 
ten wurden Billionen 
an fiktivem Kapital ver- 
nichtet, 
Eigentümer zum Staat 


danach gingen 


und bekamen Billionen 
an Unterstützung und 
Bürgschaften. Die Ge- 
winne blieben natürlich 
in privater Hand, während die Verluste 
von dem Staat übernommen werden 
mussten. Der bürgerliche Staat hat seinen 
Charakter klar offenbart, als Befehlsemp- 
fänger der Bourgeoisie, der besitzenden 
Klasse. Diese will natürlich nicht für 
die Krise zahlen, die Bourgeoisie will 
das die Arbeitenden, die Arbeitlosen, 
die Rentner innen und natürlich, die 
Jugend für die Krise bezahlen sollen. 


Für die heutige Jugend zeigt sich dieser 


Die Jugend der sog. „3. 
Welt“, von uns als Halb- 
kolonien bezeichnet, be- 
findet sich im täglichen 


Überlebenskampf ... 





Kapitalismus in seiner ganzen verrotteten 
Form. Weltweit werden die natürlichen 
Lebensgrundlagen der Menschheit ver- 


nichtet, der Treibhausef- 


fekt, die beginnende 
Klimakatastrophe sind 
direktes Produkt die- 


ser Wirtschaftsform. Die 
Verelendung breiter Teile 
der Welt, die Ausbeutung 
und Knechtung Afrikas, 
der tägliche Hungertod Zehntausender — 
das ıst der Kapitalismus in Reinkultur! 


Die Jugend der sog. „3.Welt“, von uns als 
Halbkolonien bezeichnet, befindet sich 
im täglichen Überlebenskampf - sei es 
als Teil der armen Bauernschaft in Af- 
rika, 
im Widerstand gegen die imperialist- 


Asıen oder Lateinamerika oder 


ischen Armeen und deren Helfershelfer 
in Palästina, Afghanıstan und Pakistan. 
Doch auch ın den imperalistischen 


Zentren im Kapitalismus (USA, EU, Ja- 
pan) befindet sich die Jugend unter mas- 
siven sozialem Druck und sieht sich 
Angriffen ausgesetzt. Im Zuge der der 
Wirtschaftskrise haben sich für die Ju- 
gend die Bedingungen in der Bildung und 
auf dem Arbeitsmarkt massiv verschlech- 
tert. 


Jugendarbeitslosigkeit 


So berichtet die ILO (International La- 
bour Organisation) das die weltweite 
Jugendarbeitslosigkeit in den Krisen- 
jahren 2007-2009 um 10%, um 7.8 Mil- 
lionen auf 81 Millionen angestiegen ist, 
dieser war der stärkste, je gemessene 
Anstieg. Allein im Jahr 2009 wurden 6.6 
Millionen junge Arbeitende entlassen. 


Obwohl nur 10% der weltweiten Jugend 
in den kapitalistischen Zentren (EU, Nor- 
damerika, Ostasıen) lebt, sind die Entlas- 
sungen hier hauptsächlich für den Anstieg 
der Arbeitslosigkeit verantwortlich und 
Die Arbeitslosigkeit 
unter der Jugend liegt hier im Schnitt 
bei 177% und damit deutlich höher 
als die allgemeinen Arbeitslosenraten. 


zwar für 45%! 


Aber auch wer Arbeit hat, kann davon 
kaum leben - laut der ILO gehören 28% 
„Work- 
ing poor“ mit weniger als 1.25% am Tag! 


der jungen Arbeitenden zur sog. 


Es trifft die jungen Teile der Arbeiter _ın- 
nenklasse besonders stark, da unter uns 
befristete Beschäftigung, Leih -und 
Zeitarbeit (so heißt es bei uns) extrem 
ausgeprägt sind. Zwischen 20 und 30% 
weltweit haben große Schwierigkeiten 
überhaupt in den Arbeitsmarkt zu kom- 
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men, sie müssen jedes befristete Arbe- 
itsverhältnis annehmen. In Deutschland 
kennen das junge Arbeitslose nur zu gut 
— nach dem Gang zur Harzt IV Agentur 
bekommen sie erst mal weniger Geld als 
die „Erwachsenen“ und auch die eigene 
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men gejagt. 


Bei der einen Maßnahme wird gelehrt 
wie die Jugend eine Bewerbung zu scg 
reiben hat — egal ob Abschlüsse oder 


Ausbildungen vorhanden sind oder 
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Soziale Hetze in der Boulevard-Presse: Jugendliche angeblich "zu dumm zum Arbeiten", 


Wohnung ist kaum gestattet, dafür aber 
schnell die Empfehlung für den Niedri- 
glohnbereich. Die jungen Arbeitenden 
Niedriglöhner 
eingesetzt, damit versuchen Kapital und 


werden bevorzugt als 


Staat die Interessen aller Beschäftigten 
gegeneinander aus zuspielen, sie wollen 
jung gegen alt, deutsch gegen Migrant 
und dafür soll die Jugend herhalten. 


Gleichzeitig wird die Jugend einer so- 
zıalen und medialen Hetze ausgesetzt. 
„Faule“ oder „gewaltbereite‘“ Jugendli- 
che sind immer ein ge- 
fundenes Fressen für die 
Boulevardpresse - so bereite“ 


wurden auch jahrelang 


che sind 


die Bildungsproteste ın 
Deutschland verleum- 
det. Das Ziel dahinter 
ist klar — wenn der Ju- 
gend alles negative zugeschrieben wird, 
dann kann das Arbeitsamt auch alles mit 
uns machen. Wir bekommen kaum eine 
berufliche Qualifizierung, können keine 
Schulabschlüsse mehr nachmachen und 
stattdessen werden wir durch Maßnah- 
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„Faule“ oder „gewalt- 


immer 
sefundenes Fressen für 


die Boulevardpresse. 





nicht, bei der nächsten Maßnahme 
gibt es dann psychologische „Stresst- 
ests“ die Menschenversuchen ähneln. 
Sicher ist nur eins, am Ende kommt die 
Verschickung an eine Zeitarbeitsfirma 
und nach der vorherigen Tortour bleibt 
vıelen jungen Arbeitslosen auch gar nich- 
ts anderes mehr übrig — tun sie es nicht 
werden die Bezüge drastisch gekürzt. Die 
Kürzungen gehen bis zur Streichung aller 
Geldüberweisungen, dann dürfen die Ar- 
beitslosen mit Lebensmittelmarken zum 
Supermarkt gehen. 


Und wenn du Arbeit 
hast”? 


Jugendli- 
u Die Probleme auf dem 
Arbeitsmarkt 


sich aus der miserablen 


ergeben 


Ausbildungssituation, 
nicht allein in Deutschland, sondern welt- 
weit. Überall gibt es eine chronische Un- 
terversorgung mit Ausbildungsplätzen, 
diese Jugendlichen sind dann automa- 
tisch der Nachschub für die Zeitarbeit. 
Dies gilt vor allem für die sog. „außer- 





betrieblichen Ausbildungen“, dort kom- 
men die jungen Arbeitslosen hin, sobald 
sie keine betriebliche Ausbildung bekom- 
men haben. Die Qualität der Ausbildung 
ıst miserabel, die Materialien veraltet und 
die Vergütung liegt bei 90€ — mit dieser 
Ausbildung findet keiner einen „normalen 
Arbeitsplatz‘, sie landen sehr sicher ın der 
Zeitarbeit. Stattdessen verdienen private 
Dienstleister an diesen Azubis, sie bekom- 
men Prämien vom Arbeitsamt. 


Wer dann doch eine betriebliche Aus- 
bildungsstelle bekommen hat muss froh 
sein wenn in diesem Betrieb eine starke 
Gewerkschaft vorhanden ıst und Tar- 
ifverträge für Azubis existieren — wenn 
nicht beginnt das Elend als überaus- 
gebeutete Arbeitskraft. So geht es den 
meisten Betrieben gar nicht um eine 
fachgerechte Ausbildung, es geht ihnen 
um eine billige zusätzliche Arbeitskraft, 
die sie nach Belieben ausbeuten können. 
Dazu gehören die „ausbildungsfrem- 
den Tätigkeiten“, jede Drecksarbeit wird 
dem Azubi zugemutet und wenn der 
Chef noch jemanden für private Arbeit 
sucht, wird auch der Azubi genommen. 


Ebenfalls sollen die Azubis natürlich 
jede Überstunde machen, müssen überall 
einspringen, als wären sıe Vollzeitarbe- 
itskräfte. In vielen Fällen bekommen sıe 
dafür kein Geld und dürfen diese Übers- 
tunden auch nicht abfeiern — immer wird 
gleich das „Wohl“ der Firma ausgerufen, 
d.h. der Profit des Unternehmers steht an 
erster Stelle. Bei der Vergütung (so heißt 
Lohn bei Auszubildenden) gibt es dann 
natürlıch auch enorme Unterschiede. 
Während in der außerbetrieblichen Ausbil- 
dung 90€ gezahlt werden, können Azubis 
in Betrieben mit hohem gewerkschaftli- 
chen Organisationsgrad in bestimmten 
Branchen sogar mit 600-700€ im ersten 
Lehrjahr einsteigen und sind dadurch auch 
in der Lage ein eigenständiges Leben zu 
finanzieren. 


Aber es gibt auch die Azubis, die sogar für 
ihre Ausbildung drauflegen müssen. Dies 
ist bei vielen therapeutischen Berufen der 


Fall (Krankengymnastik, Ergotherapie) 
aber auch z.B. beim Bodenpersonal von 
Berliner Flughäfen. Diese Jobs waren 
„früher“ ın Öffentlicher Hand, d.h. die 
Kommune, als Eigentümer des Flughafens 
musste die Ausbildung gewährleisten. 
Doch durch die massive Privatisierung der 
letzten 10 Jahre, können nun private Fir- 
men diese Ausbildung übernehmen - für 
die Azubis bedeutet dies KEINE Vergüt- 
ung, aber 390€ Schulgebühren pro Monat. 


Ebenfalls ist es üblich die Azubis selber 
für ihre Fahrtkosten bezahlen zu lassen, 
so kann es vorkommen, dass die Berufs- 
schule weit weg vom Wohnort ist und sog- 
ar noch Unterkunftskosten anfallen — dies 
alles hat der Azubi zu zahlen. 


Die Auszubildenden werden in vielen Be- 
trieben als zusätzliche Arbeitskraft aus- 
gebeutet, bekommen nur 
einen Bruchteil des Lohns 
der Festangestellten 
und haben in vielen Be- 
trieben noch nicht mal die 
Möglichkeit sich zu orga- 
nisieren. Schließlich darf 
eine JAV (Jugendauszu- 
bildenden Vertretung) erst ab 5 Azubis 
gewählt werden, genau wie ein Betriebsrat 
auch erst ab 5 Beschäftigte. Gleichzeitig 
sind die Jugendabteilungen in den Gewerk- 
schaften zumeist von inneren Kürzungen 
betroffen, viel Arbeit und Betreuung bleibt 
bei wenigen Funktionären_ innen hängen 
— Azubis sind nun mal keine gut verdi- 
enenden Beschäftigte, daher auch weni- 
ger Interesse von den Gewerkschaften. 
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In dieser Krise werden 


die Angriffe in den näch- 


sonders die Jugend... die 
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Wir als kommunistische Jugendorganisa- 
tion wollen die Azubis und die Gewerk- 
schaften bei allen Kämpfen für bessere 
Ausbildung unterstützen, wie z.B. für ein- 
en Ausbildungszwang aller Unternehmen. 
Aber wir müssen auch die Gewerkschaften 
auffordern für einen Mindestlohn von 
Azubis einzutreten — warum soll ein 
Azubi eigentlich weniger verdienen als 
die Beschäftigten? 
muss ihre 


Jugend Perspektive 


erkämpfen! 


Wenn wir arbeiten werden wir extra aus- 
gebeutet, sind wir arbeitslos werden wir ın 
den Niedriglohn gedrängt, wehren wir uns 
gibt es mediale Hetze gegen die Jugend. 
Damit muss Schluss sein! 

Wir haben nicht weniger als unsere Zu- 
kunft zu erkämpfen, wır werden die 
nächsten Jahrzehnte hier 
zubringen müssen — also 
müssen wir zusehen 
dass sich etwas ändert! 


sten Jahren verschärft, 
schon heute trifft es be- 


In dieser Krise werden 
Angriffe ın den 
nächsten Jahren 
schärft, schon heute trifft es besonders 
die Jugend, in der Zukunft werden un- 
sere Rechte weiter angegriffen, daher 


VET- 


gilt es jetzt den Kampf aufzunehmen! 
Dafür müssen wir als Jugend voran ge- 
hen in den heutigen sozialen Kämpfen, 
wir müssen unsere Interessen vertre- 
ten — niemand von den anderen wird es 
tun! Gemeinsam mit der Arbeiter_in- 
nenklasse müssen gegen das System 


f 
Unser 


protesten. 


Revolution Aktions- 
u programm Bildung 

program- 
matischer Beitrag 
zu den Bildungs- 


Jugend und Krise 





Unterdrückung und 
Krieg —- den Kapitalismus kämpfen! 


von Ausbeutung, 


Nur ein revolutionärer Kampf wird dieses 
perspektivlose System zerschlagenkönnen, 
tun wir es nicht, zerstört der Kapitalismus 
weiter unsere Lebensbedingungen, beutet 
uns aus oder schickt uns in seine Kriege. 





Deswegen kämpfen wir als _inter- 
nationale kommunistische Jugen- 
dorganisation REVOLTUION für 


die revolutionäre Bündelung un- 
serer Kämpfe und für eine anti- 
kapitalistische Jugendbewegung! 


Wir wollen mit allen kämpferisch- 
en Organisationen und Bewegun- 
sen eine revolutionäre Jugend- 
Internationale aufbauen - eine 
Internationale des Widerstands der 
Jugend, eine Internationale des offenen 


Kampfes gegen dieses Dreckssystem! 


Diesen Kampf wollen wir gemein- 


sam mit den revolutionären Or- 
ganisationen der Arbeiter _in- 
nenklasse führen, für eine neue 


5. Internationale der sozialistischen 
Revolution! 


Revolution Aktions- 
programm Krise 


Unsere Analyse der | 
Wirtschaftskrise und | 
unsere Forderungen 
zum Thema. | 
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Aktionswochen der Gewerkschaften im Herbst 
„Heißer Herbst oder laues Lüftchen” - 
Gewerkschaften auf die Straße! 


Im April verabschiedete Griechenland ein 
SparpaketumKreditevonderEUunddem 
IWF (Internationaler Währungsfond) 
zu bekommen, seitdem sind fast alle 
EU Staaten gefolgt. Alle Staaten haben 
Wirtschaftskrise hohe 
Schulden aufnehmen müssen um die 


während der 
Finanzmärkte zu unterstützen, die 
Verluste der Finanzmärkte wurden mit 
öffentlichen Geldern ausgeglichen. Den 
Finanzmärkten und Konzernen wurden 
weltweit Billionen von Euro gegeben, nun 
wird die Rechnung der arbeitenden und 
arbeitslosen Bevölkerung präsentiert: 
Wir sollen für deren Krise zahlen! 


Was tun gegen den EU Sparangriff? 
Gegen europäisch koordinierte Angriffe 


Staat 
eine 


und Kapital brauchen 
Anti-Krisen 
Bewegung, die die Jugend und Arbeiter 


von 
wir europäische 
innenklasse umfasst und bündelt. Wie 
die griechischen Beschäftigten im 
öffentlichen und privaten Sektor sich 
wehren, konnten wir alle via TV sehen 
— mit 8 Generalstreiks 
bislang und unzähligen | Schon 
Großdemonstrationen. 
Doch brauchen wir jetzt 
europäisch koordinierte 
Aktionen 
europäischen Arbeiter _ 
innenklasse gegen die 
Sparpakete, 
mit dem griechischen 


Solidarıtätserklärungen 
Widerstand 
reichen nicht aus, besonders die größte 
Gewerkschaftbewegung (die deutsche) 
muss jetzt aktiven Widerstand leisten. 


Bislang hatten sich die deutschen 
Gewerkschaften der schwarz- 
gelben Bundesregierung eher als 
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Jahren wurde 


mal wieder ein "Heiper 
ds Herbst'' 
der dann verendete... 





Verhandlungspartner angeboten, in den 
Tarifverhandlungen 2009 gingen IGM 
und verdi gar ohne Lohnforderung in 
die Verhandlungen, ein beispielloser Akt 
von „Sozialpartnerschaft“. 


Jetzt kündigen die Gewerkschaften einen 
„heißen Herbst“ an, mit Aktionswochen 
im Oktober und November -— 
können 


was 
wir davon erwarten? Schon 
in den letzten Jahren wurde immer 
„Heißer Herbst“ 
angekündigt, der dann verendete bevor 
der Widerstand hätte beginnen können, 
wie bei den Protesten gegen die Rente 
mit 67 oder die Einführung von Hart74. 
Der DGB mobilisierte wenig gegen 
eine Bundesregierung in der die SPD 
vertreten war, diese reformistische Partei 
immer bestimmende Kraft 


mal wieder ein 


ist noch 
in den Gewerkschaftsführungen. Das 
erklärt zum Teil die 11 Jahre der relativen 
Ruhe in den Gewerkschaften, die SPD 
kontrollierte an den entscheidenden 
Stellen die Politik der organisierten 
Arbeiter _innenklasse. 


in den letzten |Doch diese Politik 
immer | verursachte auch 

innere Diskussionen in 

ih den Gewerkschaften 
angekündigt, und brachte einige 


Gliederungen auch dazu 
die Anti-Krisenproteste 
ım März 2009 zu unterstützen, sowie 
die Demos im Juni 2010 mit ca. 50 
000 Demonstranten in Stuttgart 
und Berlin. Die Basis erwartet von 
den Gewerkschaften Widerstand 
gegen das Sparpaket und besonders 
Widerstand gegen eine schwarz-gelbe 
Bundesregierung! So werden verdi und 
die IGM Aktionswochen in Betrieben 


organisieren, die auch den Charakter 
von Warnstreiks annehmen sollen und 
am 13.11 plant die IGM ın mindestens 5 
Städten Großdemonstrationen. 


Wie den Widerstand voran bringen — 
politisch und international’? 


sich die dt. 
29.9 
beteiligen, an dem Tag wird es in Brüssel 


Leider werden 


Gewerkschaften wenig am 
eine Großdemo gegen die Sparpakete 
geben und gleichzeitig in Griechenland, 
Portugal, Spanien und Italien einen 
Generalstreik. Auch ın Frankreich gab 
es am 6.9 einen Generalstreik gegen die 
Erhöhung des Renteneintrittsalter — es 
gibt eine Basis für einen europäischen 
Widerstand und der gemeinsame 
Generalstreik am 29.9 ın 4 Staaten 
ist einmalig der Geschichte der EU! 
In Deutschland wird es am 29.9 ın 
Berlin, Freiburg und Dresden Demos 
von lokalen Anti-Krisen Bündnissen 
geben — für als Jugendorganisation 
ist es wichtig die Aktivist innen des 
Bildungsstreik für diesen Widerstand 
zu gewinnen. Gemeinsam mit 
Bündnissen und Organisationen des 
in den 


Bildungsstreiks wollen wir 


Anti-Krisen Demos _intervenieren 
um die Interessen der Jugend, aber 
Notwendigkeit des 


gemeinsamen Widerstands zu vertreten. 


vor allem die 


Es geht jetzt darum möglichst breite 


Bündnisse gegen die Sparpakete 
aufzubauen, dazu brauchen wir 
die Gewerkschaften mit ihren 
Millionen Mitgliedern, wenn wir 
jetzt entschlossen gemeinsam 
kämpfen können wir die schwarz- 


gelbe Regierung ins Wanken bringen! 


SylKelölate, 





BILDUNGSPROTESTE — jetzt erst Recht! 


„Niemand hat die Absicht eine Bildungs- 
mauer zu errichten!” 


Die Verlängerung der AKW Laufzeiten 
hat gezeigt auf wessen Befehl diese 
Regierung handelt — wir müssen jetzt 
unsere Interessen gemeinsam vertreten 


— nichts schadet dem Widerstand 
mehr als isolierte Kämpfe, dies gilt 
für die Kämpfe in Deutschland, 


genau wıe für die Kämpfe ın der EU! 


Wir können den europäischen 
Widerstand und die Aktionswochen in 
Deutschland als ein Startsignal benutzen, 
wir müssen innerhalb der Bewegung für 
weitere Aktionen kämpfen, wir müssen 
dafür kämpfen das wir nicht für diese 


Krise zahlen! 


e Mobilisiert für den 29.9 — die Demos an 
diesem Tag stehen in Solidarität mit 
dem Generalstreik in Südeuropa! 


e Unterstützen wir die Gewerkschaften 
in den Aktionswochen — kämpfen 
wir dafür das diese Aktionen nicht das 
Ende, sondern den Anfang der Proteste 
darstellen! 


e Kämpft mit den 
Beschäftigten ın den Betrieben, baut 


mit ihnen Anti-Krisen Bündnisse auf 


gemeinsam 


in den Städten in denen es keine gibt! 
Dazu brauchen wir jede Gewerkschaft, 
Partei Gruppe für 
gemeinsamen Widerstand! 


und den 


e Bauen wir Komitees in Betrieben, 

Schulen und Universitäten gegen die 
Wir 
Basisstrukturen an jeder Stelle an der 


Krise auf! brauchen 


die Sparpakete zuschlagen werden! 


Wir zahlen nicht für deren Krise! — 


Gemeinsamer Kampf gegen Staat und 
Kapital! 


In ganz Europa werden die größten 
Sparpakete geschnürt, die es seit der 
Nachkriegszeit gab. Nichts desto trotz 
verspricht Bildungsministerin Anette 
Schavan, es werde keine Kürzungen im 
Bildungsbereich geben. Doch was soll 
man schon von den Versprechen der 
Schwarz-Gelben Wunschregierung des 
Kapitals halten, die kein Problem damit 
hat die dreistesten Lügen zu erfinden, 
um den sozialen Kahlschlag, den sıe 
plant zu rechtfertigen? Kein Trick, keine 
Augenwischerei ist der bürgerliche 
Politik zu schade, um die Bevölkerung 
und die Arbeiterklasse zu blenden. 


Zwar mag richtig sein, dass momentan 
offizielles 
bundesweiter Ebene für Bildung in 


kein Sparprogramm auf 
Planung ist, immerhin soll Deutschland 
ja nun zur „Bildungsrepublik“ werden. 
Aber auf Länderebene und in den 
Kommunen wird bereits kräftig gekürzt. 
Bereits 


gab es enorme Angriffe auf ehemals 


in den vergangenen Jahren 


erkämpfte Rechte, die nun abgebaut 
werden. Egal, ob es um's Turbo- Abi, die 
Streichung der Lehrmittelfreiheit, die 
weitere Prekarisierung der Ausbildung 
oder die Einführung des Bachelor- 
Master geht, sie 
welchen Charakter diese versprochene 


Systems zeigen 


„Bildungsrepublik“ haben soll: 


Privatisierung, Elitebildung für die 
Herrschenden und sozialer Angriff 
auf den Großteil der Jugend! 


Die Investitionen, mit denen sich die 
Politiker innen momentan zu rühmen 
versuchen sind vor allem Ausgaben 
für sogenannte Exzellenzinitiativen 


oder staatliche Stipendien. Doch jedes 


Kind weiß, dass es kaum eine Aussicht 
hat ein Stück 
Appetithäppchen für die Kinder aus eh 
Reichen Akademikerfamilien oder direkt 
Kapitalistensöhnchen oder -töchter zu 


vom Kuchen dieser 


erheischen. Klare Zeichen sprechen auch 
hier die Rückgänge von Kindern aus 
Arbeiterfamilien, die einen Studienplatz 
bekommen. Auch über die reale Situation 
an Schule und Ausbildungsplatz muss 
sicherlich keinen Jugendlichen 
Wer nicht 
Statistiker der Regierung ist, der damit 


man 
aufklären. gerade ein 
beschäftigt ist Zahlen zu verdrehen und 
Zusammenhänge auseinanderzureißen, 
weiß, dass die Bildungsausgaben für die 
einzelnen Familien gestiegen sind, dass 
die Schulen marode sind und das Material 
veraltet. Nach der Schule geht's dann für 
den Normalsterblichen Jugendlichen mit 
einer oft unbezahlten Ausbildung weiter, 
mit der die Chancen schlecht auf eine 
Übernahme stehen. 


Wenn bürgerliche Politiker jetzt davon 
reden die BRD zur „Bildungsrepublik“ 
zu machen, dann scheinen sie, genau wie 
bei den Sparpaketen, vor allem eins zu 
wollen, nämlich soziale Kürzungen für 
die meisten Jugendlichen, zugunsten 
einer Elitebildung für die Reichen! 


„Was die 
trifft uns!“ 


Arbeiterklasse trifft, 


Zumindest in anderen Bereichen scheint 
Schwarz-Gelb bei den Ankündigungen 
ihres sozialen Kahlschlags offenherziger 
zu sein. Das Sparpaket, das Kürzungen 
bei Sozialausgaben in Milliardenhöhe 
vorsieht und vor allem Erwerbslose 
betreffen soll trıfft jedoch die ganze 
Arbeiterklasse. Direkt betroffen 
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Bildungsproteste am 17. Juni 2009 in Kassel. 


sınd davon natürlich Jugendliche aus 
Familien, die ihre Arbeitsplätze verloren 
haben, auch hier wird mit glorreichen 
Ideen, wie z.B. der Bildungschipkarte 
für Kinder aus „Hartz IV“ Familien 
aufgetrumpft. Diese stigmatisieren nicht 
nur die Jugendlichen, die gezwungen sind 
weitere Kürzungen zu erleiden, sondern 
vertuschen gezielt dıe Tatsache, dass es 
de facto kaum kostenlose Angebote im 
Bildungsbereich gibt, der einer immer 
stärkeren Privatisierung ausgesetzt ist. 
Geschweige denn ein kostenloses Kultur- 
oder Sportangebot! 

Hinzu kommt, dass die riesigen 
Entlassungswellen und die Lohneinbußen 
sich für die meisten Jugendlichen 
auswirken, wenn es darum geht, ihnen 
bereits die „einfachsten Dinge“, wie 
private Nachhilfe oder Klassenfahrten zu 
finanzieren. Da stellt sich meistens nicht 
einmal die Frage nach der Finanzierung 
eines Studienplatzes, selbst wenn wir die 
Chance dazu hätten. 


Für uns muss das bedeuten gemeinsam 
mit den 
Beschäftigten und Erwerbslosen zu 
kämpfen, denn wenn unsere Eltern ihre 
Jobs verlieren und riesige Angriffe auf 
die bereits magere Arbeitslosen"hilfe”" 


Arbeiter innen, anderen 
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geführt werden, dann wird uns das 
Treffen, direkt oder indirekt! 


Die sozialen Proteste, die im Herbst 
stattfinden, können eine gute Brücke 
schlagen zwischen unterschiedlichsten 
Einzelkämpfen, ob gegen Atom-Lobby, 
Sparpaket, Massenentlassungen oder 
Hetzte gegen Migrant innen oder auch 
den Bildungsprotesten, um gemeinsam 
Widerstand gegen die Verursacher der 
Krise aufzubauen. Gegen die Kapitalisten 
und ıhre bürgerlichen Staaten, die ihre 
eigene Krise auf die Arbeiterinnenklasse 
und die gesamte Menschheit abladen 
wollen! 


„Wo bleibt dann der Protest?“ 


Nach riesigen Protesten von 
hunderttausenden Jugendlichen 
im  Bildungsstreik letzten Jahres 


müsste eigentlich bedeuten, dass nun 
Millionen auf den Straßen wären. Es 
gab Besetzungen, Streikkomite es und 
in über hundert Deutschen Städten 
mobilisierende Bündnisse. Dies sollte 
eigentlich darauf schließen lassen, dass 
sıch die Proteste im Anbetracht auf die 
Angriffe ım Bildungssystem, verstärken. 
Doch das Gegenteil ist der Fall. Warum? 
Im Gegensatz zu einigen vereinzelten 


klassenkämpferischen 
klar darauf 
bestanden den Bildungsprotesten eine 


linken und 


Organisationen, die 


klar antıkapitalistische Perspektive zu 
geben, war es dass „Konzept“ großer 
reformistischer Organisationen, wie solid 
oder dem S.D.S. die Bewegung nicht 
darüber zu informieren, wer die sozialen 
Angriffe führte, geschweige denn eine 
revolutionäre Antwortzugeben. Praktisch 

Bewegung, 
mobilisierten. 


desorientierten sie die 


wenn sie überhaupt 


Sie öffneten den politisch rechteren 


kleinbürgerlichen Teilen der 
Bewegung Tür und Tor. Diese 
waren mehr daran _ interessiert 
Selbstverwirklichungsdebatten zu 


führen, anstatt Proteste auszudehnen, 
Aktionsstrukturen zu schaffen und neue 
Kräfte in die Bewegung einzubeziehen. 
Jetzt, wo viele verunsichert sind oder 
verständlicherweise demotiviert erklären 
sıe den Bildungsstreik de facto für Tot. 
Nicht anders ist ihre Taktik zu verstehen 
nicht zu mobilisieren, da eh niemand 
anders mobilisiere. Ein Sozialdemokrat 
zeigt auf den nächsten, nur um zu 
behaupten, dass wenn dieser nicht gegen 
den Sozialangrıff mobil mache, er dazu 
nicht verpflichtet sei. 


Für uns ist klar, wenn die Angriffe nicht 
jetzt gestoppt werden oder zumindest ein 
klarer, organisierter Widerstand auf der 
Straße auftritt, dann werden wir und alle 
sozialen Bewegungen geschwächt ın den 
nächsten Sozialabbau stolpern. 


„Proteste oder Ruhepause?“ 


Die Losung muss ganz klar sein, für 
gemeinsame Proteste von Schüler _innen, 
Auszubildenden 

Anti 
Bewegung und den Gewerkschaften zu 


Student innen und 

gemeinsam mit der Krisen 
kämpfen! In der Vergangenheit waren 
Jugendliche oft wichtige Katalysatoren 
für Gesellschaftliche Kämpfe. 2006 
brachten die Proteste in Frankreich gegen 
die so genannten CPE Gesetze, die sich 
auf Ersteinstellungen für Jugendliche 
bezogen, fast die Regierung zu Sturz und 


endeten in einem riesigen Generalstreik. 
Eine ähnliche Situation sehen wir auch 
ın Ländern wıe Griechenland, wo 
Schüler innen wochenlang ihre Schulen 
besetzt hielten, nachdem Alexander 
Grigoupoluis durch 
Polizeimord ums Leben kam. 


einen brutalen 


Einige Bündnisse, wie zum Beispiel das 
Berliner „Bündnis Bildungsblockaden 
einreißen" ähnlich. Sie 
haben sich auch auf der Konferenz vom 
06.08-08.08.2010 klar dafür eingesetzt, 
dass es diese Proteste und vor allem 


sehen das 


Massenmobilisierungen auch ım Herbst 
geben muss. Doch die wenigsten scheinen 
diesen maßgeblichen Beschluss ernst 
zu nehmen. So bereiten sich Jusos und 
S.D.S. In Baden- Württemberg lieber auf 
die nächsten Landtagswahlen vor, anstatt 
die nötigen Proteste vorzubereiten. 


Die klare Antwort kann aber nur der 
Protest auf der Straße sein, nicht die 
Hoffnung, dass SPD oder Linke die 
Kürzungen „sozialverträglicher“ 
gestalten. Das können und werden 
sie nicht. Nichts desto trotz müssen 
sie aufgefordert werden die Proteste 
zu unterstützen, denn es ist nicht so, 
dass es nicht die Notwendigkeit oder 
das Bedürfnis nach Gegenwehr gegen 
die Verhältnisse an Schule, Uni oder 
gäbe. Es 
dass genau diese Kräfte und andere 


Ausbildungsplatz ist so, 
Reformisten und Linksbürger nicht dazu 
bereit sind diese Bildungsproteste zu 


organisieren. 


Das bedeutet aber für revolutionäre und 
klassenkämpferische Organisationen in 
der Bildungsstreikbewegung für eine 
aktionsorientierte und antikapitalistische 
Perspektive Stellung zu beziehen. Was 
wir brauchen sınd geplante Aktionen, 
große Mobilisierungen und der Aufbau 
die 
die lokalen Proteste tragen und sich 


kämpferischer Basisstrukturen, 
vernetzen. So kann es auch möglich 
sein neue Aktivist innen zu gewinnen, 
tatsächlich 
Bewegung 


den Bildungsstreik zu 


einer dynamischen zu 


machen, die von einem Großteil der 


Schüler innen, Studierenden und 
Auszubildenden getragen wird, nicht von 
Selbstverwirklichern oder Reformisten 


blockiert wird. 


Es ist vor allem wichtig, dass dieser 
politische Kampf auch innerhalb des 
links 
geführt wird. Ein gemeinsames Auftreten 


Bildungsstreiks bewusst von 
in Bündnissen, sowie die Einbeziehung 
noch nicht beteiligter Organisationen 
oder jungen Aktivist_innen ıst dafür sehr 
hilfreich, denn praktische Aktionen und 
klare Worte stärken immer revolutionäre 


Positionen. 
„Sie sagen kürzen! Wir sagen stürzen!“ 


Mit diesem Slogan wirbt derzeit das 
Berliner Bündnis „Bildungsblockaden 
einreißen“ für im 
Herbst. 
Zeichen auf die Angriffe der Schwarz- 
Wir 
unterstützen 


Bildungsproteste 
Genau das muss jetzt das 
Gelben Regierung sein. 
REVOLUTION 
Politik und hoffen, dass sich andere 


von 
diese 


Organisationen und Bündnisse dieser 
Stoßrichtung anschließen. Gleichzeitig 
setzen wir uns für eine offene Kritik 
an den zögernden und blockierenden 
Elementen in der Bewegung ein, damit 
diese dafür gezwungen werden endlich 
anzufangen zu mobilisieren. 

ein 


Die können 


wichtiger Bestandteil sein diesen Slogan 


Bildungsproteste 


Realität werden zu lassen. Und es ist ja 
nicht so, dass es keine Forderungen des 
Bildungsstreiks und der Jugendlichen 
gäbe, mit denen man auf die Straße 
gehen könnte. 


Doch um diese Proteste konsequent 
führen zu können Bedarf es einer 
revolutionärenundklassenkämpferischen 
Alternative. Die Forderungen dürfen 
es nicht nur bei Tagesforderungen 
belassen oder dem Irrglauben, dass im 
Kapitalismus eine klassenunabhängige 
Bildung möglich sei. Schon allein, weil 
sie ein wichtiger Bestandteil in der 
Schaffung neuer Arbeitskräfte für die 
Kapitalist_innen ist, ist sie den zwängen 


SylKeldlnte, 





des Kapitalismus unterworfen. Solange 
wir ım Kapıtalismus leben wird es immer 
„gute“ Bildung für einige Privilegierte 
geben und miserable Bedingungen für 
die Mehrheit der Jugendlichen. 


Wirklich freie Bildung kann es nur im 
Sozialismus geben. 


Bildungsproteste jetzt erst Recht! Vom 
Bildungsstreik zum Generalstreik! 





Kontakte REVOLUTION 


germany@onesolutionrevolution.de 
oder direkt: [stadt]@onesolutionrevolution.de 


Berlin >>> Freiburg >>> Hamburg 
Kassel >>> Stuttgart 


Keine Gruppe in deiner Nähe? Wir helfen dir 
eine Gruppe bei dir zu gründen! Mehr Infos 
siehe Seite 25 


Schreib uns! 
www.onesolutionrevolution.de 


Impressum 


V.i.S.d.P. - R. Müller, Greifswalder Str. 12, 
10325 Berlin 
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Bilanz der Bildungskonferenz 


6.- 8. August 2010, Berlin 


Vom 6. bis zum 8. August tagte in der TU 
Berlin die Bildungskonferenz der Schüler, 
Studenten und Azubis. Daran nahmen 
22 Städte aus 2 Ländern teil. 


Schon ım Vorhinein wurden viele und 
große 
gesteckt, denn es ging um den Fortgang 


Erwartungen ın die Konferenz 
der deutschlandweiten Bildungsbewegung 


und dies warf einige Fragen auf. 
Sollte es ım Jahr 2010 einen weiteren 
zentralen Bildungsstreik geben, der von 
allen Bündnissen in die jeweiligen Städte 
getragen wird? Dabei spaltete sich die 
Konferenz in zwei große Fraktionen. Die 
eine forderte eine sechsmonatige Pausierung 
des Bildungsstreikes um ein Fazit aus 
der Vergangenheit zu ziehen. Die andere 
strebte eine große Mobilisierung zu den 
Herbstprotesten der Gewerkschaften und 
Antı-Krisenbündnissen und eine klare 
Politisierung der Streikbewegung an. Aus 
den Diskussionen, die sich über Stunden 
erstreckten, ergab sich, dass jedes Bündnis 
für sich autark entscheiden sollte, ob und 
wenn ja, mit welchen Kapazitäten es zu 


den Herbstprotesten mobilisieren sollte. 


Des Weiteren galtes, innerhalb der Bewegung 
eine effizientere Entscheidungsform zu 
finden, welche durch das Konsensverfahren 
nicht gegeben war. Darum machten es 
sich 


einige Gruppen und Individuen 


zur Aufgabe, das Mehrheitsprinzip 
einzubringen. Doch durch die parteiische 
Moderation und den reformistischen 
Flügel wurde gegen das Mehrheitsprinzip 
gehetzt und schlußendlich auch abgelehnt. 
Durch die vielen unterschiedlichen 
Meinungen, die sich alle in den Diskussionen 
behaupten wollten, kam es zu endlosen 
Streitsituatuionen um Nichtigkeiten und zur 
Vergeudung des Potentials einer Konferenz 


dieses Ausmaßes. 


Wir von REVOLUTION rufen daher alle 
aktiven und antıkapitalistischen Gruppen 
und Bündnisse der Bildungsproteste mit 
uns für eine eigene Plattform zu kämpfen. 
Damit wır nicht mehr den reformistischen 
Kräften und deren Blockierern solche 
Bildungskonferenzen überlassen müssen, 
sondern aus solchen Konferenzen 
wirklich Konferenzen der Aktion und des 


Widerstands machen! 


Antikapitalistische Plattform 
im Bildungsstreik 


Viele Aktivisten kennen die Problemlage 
in der sich die Bildungsstreikbewegung 
befindet! Von 270 000 Teilnehmer im Juni 
2009 waren in diesen Sommer Bundesweit 
nur noch 90 000 auf den Straßen, die 
Beteiligung geht zurück, die Bewegung 
stagnıert! Vor diesem Fakt dürfen die Augen 
nichtverschlossen werden. Doch wir, genauso 
wie viele Streikkomitees und Basisgruppen, 
sind nicht bereit die Bildungsstreikbewegung 
einfach „für tot“ zur erklären und somit 
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die größte Jugendbewegung zu opfern, die 
es seit langem in Deutschland gab. Das 
stagnıeren der Bewegung ist keinesfalls 
ein zufälliges Ereignis. Es ist das Produkt 
einer falschen Politik der Bewegung, es ist 
das Produkt einer falschen Strategie und 
Taktik von Reformisten und Libertären. 
Doch meckern genügt nicht um sich selbst 
aus der Situation zu befreien, die Fehler 
eine neue 


müssen analysiert werden, 


politische Stoßrichtung wird gebraucht 


die aus den bereits gemachten Fehlern 


lernt, um gestärkt aus dieser Krise 
hervorzugehen. Eine bundesweite Struktur, 
die Mehrheitsentscheidungen akzeptiert, ist 
hierfür absolut notwendig. Eine Struktur, 
in dem jede aktive Stadt, jedes Bündnis 
vertreten ist und dadurch in der Lage ist 
mehr als nur die momentanen informellen 
jede 
durchzuführen. Doch noch mehr muss 


Absprachen ohne Repräsentanz 
geschehen: Die Bewegung lebt von lokalen 


Streikkomitees, diese müssen gestärkt 
und neu aufgebaut werden, doch hierzu 
muss mehr getan werden als nur zu reden 
oder Versprechungen über weit entfernte 
Mobilisierungen abzugeben! Es muss 
offen gesagt werden das nicht 2 Demo’s 
im Jahr genügen um eine Gesellschaft zu 
verändern. Es muss offen gesagt werden, 
Bildung 


freie Bildung seien kann, da Bildung nur 


dass kapitalistische niemals 
die eigene Reproduktion der heutigen 
Gesellschaft ist, eine Gesellschaft die auf 
Ausbeutung und Unterdrückung aufbaut ist. 
Eben dies bedeutet 


Massenproteste auf der Straße nötig sind, 


aber auch, dass 
um massiven gesellschaftlichen Druck 
aufzubauen. Dadurch kann eine Brücke 
zwischen den Kämpfen für konkrete 
Forderungen und dem Kampf für die 
sozialistischa Revolution geschlagen 
werden, denn von selbst werden die Bosse 
und Bonzen nicht einlenken, das lehrt uns 
die Geschichte! Aber wir wissen das dies 
nur gewährleistet werden kann, wenn wir 
uns mit anderen sozial Angegriffenen 
dieser Gesellschaft 


gemeinsam Kämpfen mit Arbeitslosen, 


verbünden, das heißt 


ArbeiterInnen, MigrantInnen usw. Libertäre 
Selbstreflektion, losgelöst von Realität und 
Praxis, sowie ausschließlich lokale Aktionen 
können dies mit Sicherheit nicht erreichen. 

WirbenötigeneineBündelungderKräftealler 
aktiven und kämpferisch-fortschrittlichen 
Teile der 
unsere Stärke endlich in repräsentativem 


Bildungsstreikbewegung, um 


Anteil in die Bewegung einzubringen. 

Der fortschrittlichen Gruppen, Bündnisse 
und Aktivist innen brauchen eine 
Plattform, kurz eine Antikapitalistische 
Plattform, 


heißt:Bildungsstreik-Bundesweit. 


damit es auch weiterhin 


Widerstand organisieren! 





Aufruf zum europäischen Demonstrationstag der 
Gewerkschaften und Anti-Krisen-Bündnisse am 29.09.2010 


Sie sagen kürzen... Wir sagen stürzen! 
Streik in Schule, Uni und Fabrik 


„Sie sagen kürzen- Wir sagen stürzen!“ 
Viele von uns kennen diesen Spruch 
bestimmt noch. Er war schon oft 
ein sehr beliebter Demospruch auf 
Wut 


gegen die Kürzungen und miserablen 


Bildungsstreiks, um unsere 


Umstände im und 
Ausbildungsbereich auszudrücken. 
Dieser Spruch ist nicht vergessen, denn 
wir haben allen Grund um wütend zu 
Millionen 
von Menschen ihre Arbeitsplätze. Egal 
ob bei Bildung, Gesundheitswesen, 
Renten, Arbeitslosenversicherung oder 


Bildungs- 


sein. Momentan verlieren 


anderen sozialen Ausgaben kürzen die 
Regierenden was das Zeug hält! 


Doch warum das alles? Schuld daran 
soll eine Krise sein, die wir nicht 
Doch die 
Großunternehmer und Banker wollen uns 


zu verantworten haben. 


für ihre Krise bezahlen lassen. Uns die 
Jugend und die arbeitende Bevölkerung. 


Sie sagen: „Zahlt ihr ruhig für unsere 
Krise!“ 


Gerne behilflich dafür ist ihnen die 
Schwarz- Gelbe Regierung. Sie blasen 
den Großkonzernen Milliarden in 
den Arsch, während diese tausende 
Beschäftigte aus ihren Unternehmen 
entlassen. Naja und bezahlen sollen, wie 
gesagt, wir das... 


Überfüllte 
Unterrichtsgebäude, 


Klassen, marode 
überarbeitete 
Lehrer innen, keine Ausbildungsplätze, 
kein Geld für 
Bildung und keine Aussicht auf nen 
guten Job. All das dürfte vielen von 


uns bekannt vorkommen, denn es ist 


keine Studienplätze, 


nichts neues. Diese Krise ist Teil einer 


Gesellschaft, in der die Bosse und 
Reichen herrschen. Es geht ihnen nicht 
um unsere Interessen. Es geht ihnen nicht 
um unsere Bildung oder unser Leben. 
Es geht ihnen um ihre Profite und dafür 
wollen sie uns jetzt, so wie immer, bluten 
lassen. Doch nicht mit uns! Wir sagen 
ihnen: „Eure Krise zahlen wir nicht!“ 
Denn die Krise heißt Kapitalismus. 


Jetzt versuchen sıe mit widerlichen 
Lügen über „kriminelle Ausländer“, 
„dumme sich tot saufende Jugendliche“ 
oder „faule Arbeitslose“ unseren Protest 
gegen ihre sozialen Angriffe zu spalten. 
Doch wiır lassen uns keinen Sand ın die 
Augen streuen. Sıe haben unsere Bildung 
ausverkauft, sie haben gekürzt, sie 
haben entlassen und sıe haben betrogen, 
hinterzogen und schmarotzt. Niemand 
anders! 


endlich Schluss 
Doch wie soll's weitergehen? Warum 
nicht 
Bevölkerung, 


Damit muss sein! 
wir, die arbeitende 
Jugendliche, Arbeiter _ 
innen, Beschäftigte und Arbeitslose, 
entscheiden wıe’s weitergeht? Wir wissen 
besser was wir brauchen! Lasst die Bosse 
und Banker für ihre Krise bezahlen! 
Holen wir uns das Geld zurück, was sie 
uns tagtäglich aus der Tasche ziehen! 
Aber sıe werden das nicht freiwillig tun. 
Deshalb müssen wir Proteste organisieren 
und Widerstand aufbauen. Wir, Schüler _ 
innen, Studierende und Auszubildende, 
gemeinsam mit 


sollten 


Erwerbslosen und 
Beschäftigten. Deshalb rufen wir zu 
Protesten im Herbst mit Gewerkschaften 
und der Anti Krisen Bewegung auf. 
Zeigen wir den vermeintlichen Bossen, 
wer hier das sagen hat! Kommt zum 
Jugend und (Aus-) Bildungsblock auf der 


Krisendemonstration am 29. September! 
Wir fordern: 


e Kein Sparprogramm, egal, ob für 
Bildung, Gesundheit, Renten oder 
Soziales! 


e Geld für 
Banken! 
Bildungseinrichtungen, 
Neueinstellung von 100.000 Lehrer_ 
innen, kleinere Klassen und eigene 


statt für 
unserer 


Bildung 
Sanıerung 


Freiräume! 


e Kostenlose Bildung für alle! 
Kostenlose Kultur und Sportangebote, 
egal, ob Kino oder Theater, ob 
Fitnesscenter oder Skatepark, lasst die 


Reichen dafür bezahlen! 


statt 
jeher 


e Selbstverwaltung 

Seit 
erzählen uns die Politiker innen von 
Demokratie. Doch in der Schule, Uni 
und am Ausbildungsplatz zumindest 
ist sie bisher nicht! Wir wollen endlich 
selbst bestimmen, wie unsere Bildung 
aussieht und unser (Aus)Bildungsplatz 
gestaltet wird! 


Fremdbestimmung! 


e Gegen jede weitere Privatisierung 
unserer Bildung und anderer sozialer 
Leistungen. Bundeswehr und 

Unternehmer raus. Wir bestimmen 


unsere Inhalte selbst! 


e Widerstand in Schule, Uni 
und Fabrik! Lasst uns gemeinsam 
Strukturen aufbauen, die unseren 
Protest tragen können. Was wir 
brauchen sind aktionsfähige und 

Strukturen. AsSten, 

Schülervertretungen und JAV en helft 

den Widerstand 

unterstützt die Basısstrukturen vor 


Ort! 


mobilisierende 


aufzubauen, 
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Aus der Bewegung gegen 5 21 kann ein Ausgangspunkt für 
klassenkämpferischen Widerstand werden. 


Stuttgart 21: Die Bewegung wächst weiter! 
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Die Demonstrationen an den Monta- 
gen liegen jetzt zwischen zehn- und 
fünfzehntausend Teilnehmer_innen, 
am letzten Freitag kamen über 65.000 
zusammen. Die Landesregierung ist 
sichtbar nervös und der Oberbürger- 
meister bewegt sich nur noch mit 


Polizeischutz durch die Stadt. 


Noch immer wächst also die Bewegung, 
ein Phänomen wie es seit den Montags- 
demos in Leipzig 1989 
nicht mehr in Deutsch- 
land vorgekommen ist. 
Der Versuch der Landes- 
regierung, des Bahnchefs 
Grube und des rechten 
Fraktionsvorsitzenden | Mehr... 
der Grünen im Landtag, 
Kretschmann mit einem „Runden Tisch“ 
die FührerInnen der Bewegung und 
damit auch diese einzukaufen, endete 
kläglich. Die (Ab)bauarbeiten sollten 





Protest bestätigt, 


chen weiter und werden 





sprung schnell verspielt. Hauptgewinner 
sind die Grünen, die damals bei 17% la- 
gen. Die Linke konnte sıch seit damals 
nur leicht um 1 % steigern. 


Es gibt also genug Leute, die anfangen 
um ihre Posten zu zittern. Anders als 
Merkel und Westerwelle können sie nicht 
darauf hoffen, dass die segensreichen 
Auswirkungen ihrer Politik in zwei 
Jahren vom Wähler verstanden (oder ver- 
gessen) worden sind. 


Aber die Massen fühlen 
sich vor allem in ihrem 


Besonders unter Druck 
steht die SPD. In Baden- 
Württemberg hat sie 


ma- 


ihren Nicht-Regierungs- 
Bonus durch das bock- 
stärrıge Festhalten am 
Milliardengrab S21 verspielt, bevor sie 
ihn richtig hatte. Die Führungsriege 
um Schmiedel (Landesvorsitzender) 


und Drechsler (Fraktionsvorsitzender) 
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befriedet und eine Radikalisierung der 
Bewegung verhindert werden. 


Aber die Massen fühlen sich vor allem 
in ihrem Protest bestätigt, machen weiter 
und werden mehr. 


Wir weiter kämpfen? 

Weiter Hauptthema bleibt, wie der 
Widerstand effektiv organisiert wird. 
Wir halten an dem Vorschlag fest, eine 
Massenbesetzung zu organisieren. Das 


würde gleichzeitig mehrere Zwecke er- 
füllen. 


Erstens würde sıe den Schutz gegenüber 
der Polizei deutlich erhöhen. 


Zweitens würde es Druck und Entschlos- 
senheit weiter stärken. 


Drittens könnte so auch ein permanen- 
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Stuttgart: Demonstration am 13. August 2010 vor dem Rathaus. (Foto: wikipedia.de) 


nur während der Verhandlung unterbro- 
chen werden. Unter diesen Bedingungen 
mussten die Frontfiguren des Protestes 
absagen. Die Regierung blieb im Eck 
stehen. Da steht sıe seit Dienstag ganz 
offiziell ziemlich einsam: 


Laut einer Umfrage der Stuttgarter Zei- 
tung würde die CDU ein halbes Jahr vor 
der Landtagswahl gerade noch 35% der 
Stimmen erhalten, die FDP 5%. SPD 
mit 21% und Grüne mit 27% hätten eine 
Mehrheit. Die Linkspartei liegt ebenfalls 
bei 5%. 


Noch ım Februar hatte die CDU bei 43%, 
die FDP bei 11% gelegen, ein satter Vor- 


ist wohl ähnlich unfähig wıe die Sch- 
reibtischtäter der CDU, die Dynamik 
von Massenbewegungen zu verstehen. 
Noch immer reden sie von fehlender 
Aufklärung einer schweigenden Meh- 
rheit oder gar gekauften DemonstrantlIn- 
nen und wundern sıch dann, wenn die 
Wut zunimmt. 


Aber sowohl die sozialdemokratischen 
Gewerkschafter als auch Veteranen 
wie Erhard Eppler haben da offensich- 
tlich mehr Gespür und die Initiative für 
einen Volksentscheid ergriffen. Letz- 
tlich geht es ıhnen natürlich nur darum, 
den Schwarzen Peter an die CDU zu 


schieben. Außerdem soll damit die Lage 


a = Nr 





tes geschaffen werden sowie ein Ents- 


cheidungszentrum der Aktivist_innen, 
die ihre Führung demokratisch kontrol- 
lıeren, wählen und, wenn nötig, täglich 
ersetzen könnten. Diese muss sich zum 
Ziel setzen, nicht nur einen Baustopp am 
Bahnhof zu erzwingen, sondern auch 
Sparmaßnahmen der Regierungen rück- 
gängig zu machen — besonders in Bezug 
auf Gesundheitsversorgung, Rente und 
Arbeitslosengeld. 


Andere — damit durchaus vereinbare — 
Vorschläge gehen darum, die Bagger- 
arbeiten und den Abtransport des Schutts 
effektiv zu stoppen. Aber um eine solche 
Strategie zu beraten, zu beschließen und 
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umzusetzen, ist eine gemeinsame 


Krisen-Konferenz unter Beteiligung 
aller Bündnisse gegen S21 und Soziıalab- 


bau nötig. 


So kann der Prozess, dass sich auch mehr 
ArbeiterInnen und GewerkschafterInnen 
an den Aktionen beteiligen, weiter ver- 
stärkt werden — aus der Bewegung gegen 
S 21 kann ein Ausgangspunkt für klas- 
senkämpferischen Widerstand werden. 


Die IGM-Führung jedenfalls steht un- 
ter Druck, dass die geplante Demo am 
13. November mindestens ähnlich groß 
wird, wie die Kundgebungen gegen 821. 
Und sie hat verstanden, dass sie S21 als 
Thema für diese Kundgebung aufnehm- 
en muss. Gute Bedingungen für einen 
Heißen Herbst im Wilden Süden. 





Während das pakistanische Volk 
einer der größten humanitären 
Krisen seiner Geschichte ausgesetzt 
ist, ergreifen BasisaktivistInnen, 
Gewerkschaften, SozialistInnen 
und die Jugend selbstständig die 
Initiative. Sie müssen das tun, da 
die pakistanische Regierung sehr 
langsam reagiert und eher am Schutz 
der Infrastruktur interessiert ist als 


am Schutz der Menschen. 


In Lahore und Gujranwala wurden 
Jugend-Hilfscamps von der Jugend 
und linken Aktivist innen sowie 
einer Sektion der Liga für die Fünfte 
Internataionale gegründet. Sie 
sammeln Geld und Hilfsgüter, um 
diese den Betroffenen zu schicken. 


Bislang haben sıe Zehntausende 


Rupien, Nahrungsmittel, Medizin, 
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Stoppt die Verhandlungen! 


Während unser Widerstand weiter auf 
der Straße ist, machen die Grünen erste 
Verhandlungsrunden mit Bahn und Lan- 
desregierung. Die katholische Kirche 
hatte zum „Runden Tisch” eingeladen, 
wir dürfen unseren Widerstand nicht 
verkaufen lassen! 


Es ıst klar was das Ziel ist — die Illusion 
an parlamentarische Demokratie und 
Kompromissfindung, unter dem „Dach” 
der Kirche soll aufrecht erhalten werden. 
Die Grünen benutzen die Bewegung 
für ihre eigene Stellung in den Verhan- 
dlungen mit Grube und Mappus, damit 
die Umfragewerte weiter in die Höhe 
sprießen. Was aber dieser Parlamentaris- 
mus als wahres Gesicht zeigt, sehen 


Aktivist_innen des Jugend-Hilfscamps rufen 
zur internationalen Solidarität auf. 


Solidarität international! 


Decken u.a. Hilfsgüter gesammelt und 
in die betroffenen Gebiete geschickt. Die 
Situation in Pakistan ıst außerordentlich 
dringlich, inzwischen sind mehr als 20 
Millionen Menschen zu Flüchtlingen 
geworden. Sıe brauchen direkte und 
effektive 
die UNO nur armselige Hilfsgelder 
bereitstellt. In den betroffenen Gebieten 
Krankheiten schnell 
ausbreiten. Das Land steht vor einer 


Unterstützung, während 


können sich 
Hungerkatastrophe. Besonders betroffen 
ist die Region Punjab, von dessen 
Ackerflächen 
abhängig sind. Die Kapıtalisten und 


Millionen Pakistanı 


Spekulanten haben auf die Krise 
schon reagiert - mit steigenden 
Lebensmittelpreisen. 


Die armen, durch die Flut enteigneten 
Massen brauchen dringend Lebensmittel 


wir auch — Polizeigewalt gegen Demon- 
strant innen und die Abrißbirne wird 
weiter geschwungen. 


Die Bündnisse gegen S21 müssen kon- 
trollieren können, wann wer mit wem 
verhandelt und worüber eigentlich! 


Dafür brauchen wir die Krisen — Konfer- 
enz, nicht nur um gemeinsame Strategien 
zu entwickeln, sondern vor allem um die 
zu kontrollieren, die jetzt in unserem Na- 
men sprechen wollen! Dazu müssen wir 
die Grünen unter Druck setzen, ohne 
Baustopp gibt es keine Verhandlungen 
und wenn doch müssen wir dafür sorgen 
das die Grünen nicht mehr für die Bewe- 
gung sprechen! 


Hilfsgüter. Wir 
an die Schwestern und Brüder der 


u.a. appellieren 
internationalen Arbeiterbewegung, 
die pakistanischen 
BasisaktivistInnen in ihrem 
Kampf gegen die Katastrophe zu 


unterstützen! 


Wenn ıhr in Deutschland 
spenden wollt, überweist bitte 
an die Gruppe Arbeitermacht: 


Spendenkonto 


Stichwort: 
„Pakistan-Hilfe“: 


Postbank, 
Kto.: 6475 84-100, 
BLZ: 100 100 10 
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Keine Verhandlungen! 
Wir wollen das Ende von Stuttgart 21! 


Keine Verhandlungen - Wir 


wollen das Ende von S21!! 


Es gibt ja die Redewendung: „Bist 
Du mit deinem Latein am Ende?“ 
Im Fall von Mappus und Grube ist 
diese Frage eindeutig zu bejahen. 





LE. - u 
Aktivisten von Robin Wood halten eine 
alte Platane im mittleren Schlossgarten 
besetzt (September 2010). 


Mit Polizeigewalt wollten Mappus 
und Rech unseren Widerstand 


brechen, erreicht haben sie das Gegenteil, 
überall in Deutschland solidarisieren sich 
Aktivist_innen mit unserem Widerstand. 
Bahnchef Grube wollte uns sogar das 
Demonstrationsrecht absprechen, als 
Antwort gibt es ın der ganzen Republik 
Solidaritätsdemos vor Bahnhöfen und 
DB- Zentralen. Gewalt und Verleumdung 
haben der Regierung und der Bahn nicht 
geholfen, unser Widerstand ließ sich 
nicht schwächen oder spalten. 


Das die Landesregierung jetzt überhaupt 
wieder zu Verhandlungen aufruft, ist ein 
Erfolg unserer Proteste, dies zeigt uns 
auch was möglich sein kann! 


Als Heiner Geißler berufen wurde, 
gab es sofort widersprüchliche 
Aussagen. Geißler, ehemaliger CDU 
Generalsekretär und heutiges attac 
Mitglied, verkündete ım Bahnhof 
den sofortigen Baustopp während 
der Verhandlungen. Mappus und 
Grube erklärten aber gleich wie dieser 
„Baustopp“ zu verstehen ist. Natürlich 
werden nur die Bauschritte eingestellt, 
die derzeit nicht von Nöten sind — wie 
der Abriss des Südflügels. Gleichzeitig 
ist der „Juchtenkäfer“ den Bäumen im 
Park zur Seite gesprungen, fällt die Bahn 
weiter Bäume muss sie Strafe zahlen. Im 
Endeffekt verzichten Mappus und Grube 
auf gar nıchts, daher hat Geißler auch gar 
nichts bewirkt! 


Welchen Zweck haben die 
Verhandlungen? 
Geißler wurde schon wärmstens 


von den Grünen begrüßt, hier sollen 
Verhandlungen gemacht werden um 
den Widerstand zu beenden! Wir 
Protestierende und Aktivist_innen gegen 
S2l dürfen uns von diesen Manövern 


nicht täuschen lassen! Wir müssen 
weiter geschlossen gegen S2l 
kämpfen, denn hier geht es um mehr 
als eine Verhandlungsrunde. Wenn 
Milliarden in ein Prestigeobjekt 
geschmissen und der Pleitebank 
HRE (Hypo Real Estate) gerade mal 
40 Milliarden zugesteckt werden, 
zeigt das, für wen Geld da ist! 


Für Großunternehmen, Banken 
und die Reichen ist immer Geld 
da, für deren Profite wird sofort 
Geld ausgegeben! Für bezahlbaren 
Nahverkehr, für Schulen oder die 
Arbeitslosen ist kein Geld da, dort 
wird gekürzt. 


Der Widerstand gegen S21 ist auch 
ein Kampf gegen die Sparpakete, 
diese Massenbewegung gegen 
Staat und Kapital darf nicht am 
Verhandlungstisch begraben 
werden! Unsere Bewegung ist stark 
genug das ganze Projekt zu stürzen! 
An diesem Ziel müssen wir unsere 
Taktik orientieren und uns nicht 
auf Geißler oder 
verlassen. 


Kretschmann 


Die Schüler innendemo letzte 
Woche war ein wichtiges Zeichen 
der Solidarität, doch es darf nicht 
das letzte bleiben! Wir brauchen 
Solidarität der Gewerkschaften und 
der Beschäftigten, brauchen Streiks 
in Stuttgart gegen S21! 


REVOLTUION Flugblatt 
zu S21-Verhandlungen 


one solution, revolution! 
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Flugblatt Antikapitalistische Aktion, 
Neue Internationale 152, September 2010 


Der Flügel fällt - der Kampf geht weiter! 





Unablässig betonen die S21-Betreiber, 
dass ihr Projekt unumkehrbar sei. Sie 
glauben, dass der Abriss eines Denkmals 
eine Bewegung stoppen kann. Sie irren 
sich! 


Natürlich wird auch von der 
Massenbewegung gegen dieses Projekt 
der Denkmalschutz oder die alten Bäume 
betont. Aber es gibt viel mehr Gründe 
gegen dieses Projekt! 


Die hohen Kosten, der fehlende Nutzen, 
die Risiken der Tunnel und die geringere 
Leistungsfähigkeit des Projekts sind 
weitere gute Gründe, den Unsinn zu 
stoppen. Und für diesen Stopp kämpfen 
wir weiter! 


Letztlich geht es längst um mehr. Ob 
Konjunkturpaket, ‚„Griechenlandhilfe“ 
oder S2l: den Banken, den Boden- 
und Finanz-Spekulanten und den 
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Stuttgart: Der Abriss des Nordflügels hat begonnen, doch der Protest geht weiter! 


AL: 


Konzernen, ob Automobil, Bahn oder 
Bau, werden Milliarden zugeworfen, 
die bei der arbeitenden Bevölkerung, 
den Armen, den Rentnern und der 
Jugend wieder eingespart werden. 
Je mehr das Allen in der Bewegung 
bewusst wird, desto mehr kann sie in 
und um Stuttgart noch weiter wachsen 
und sich in andere Regionen ausbreiten. 


Deshalb kämpfen wir als 
Antikapitalistische Aktion gegen S21 
dafür, dass 


e die Profiteure und politisch 
Verantwortlichen zu Adressaten von 
Aktionen werden; 


e eine gemeinsame regionale Anti- 


Krisen-Konferenz mit Beteiligung 
aller Bündnisse gegen S21 
und Sozialabbau stattfindet; 


e RednerInnen der Anti- 
Krisen-Bewegung 
auf den Montagsdemos 


zugelassen sind! Schluss mit dem 
Stillhalten der Gewerkschaften! 


e Gegen jede Kriminalisierung 
von Aktionen: Solidarität mit 
allen AktivistInnen! Schluss mit 
den Festnahmen — Einstellung aller 
Verfahren! 


Unsere Forderungen 


e Milliarden für den Ausbau des 
Öffentlichen Nah- und 
Regionalverkehrs im Interesse 
der lohnabhängigen Nutzer Innen! 
Kostenloser Nahverkehr für alle! 


Bahn! 
Bahn 


e Kein Börsengang der 
Rückverstaatlichung der 
und der anderen Verkehrs- und 
Transportunternehmen, kontrolliert 
nicht durch Beamte oder Manager, 
sondern durch Komitees der 
Beschäftigten und der BenutzerInnen! 


e Die Kapıtalisteen müssen zahlen! 
Entschädigungslose Eineignung der 
großen Konzerne und Banken unter 
Arbeiterkontrolle! 


e Antikapitalistiische Aktion gegen 
S 21 (AKA-S21) ıst eine Initiative 
der Stuttgarter Ortsgruppen 
von Arbeitermacht und der 
Jugendorganisation REVOLUTION. 


Wir werden jeden Montag, Mittwoch 
und Freitag am Nordflügel sein, um 
Vorschläge für das weitere Vorgehen zu 
beraten. 


Rechtspopulismus 





Rechtspopulistische Parteien und rassistische Debatten 


Europas Rechte werden stärker 





Thilo Sarrazin im Juli 2009 (Quelle: Wikipedia.de) 


Während es deutsche Faschisten nicht hin- 
bekommen auch nur eine(n) mickrige(n) 
“Demo/Trauermarsch/Antikriegstag” 
ohne den Massenhaften Protest von 
tausenden Antifaschist _ 
innen auf die Beine zu 
bringen, sieht die Lage 
jedoch ganz anders aus, 
wenn man einmal über 
den Tellerrand schaut. 
Entgegen der leider weit 
verbreiteten Meinung 
kleinbürgerlicher Pazifisten und Gut- 
menschen stellt der Faschismus nämlich 
auch "heutzutage" eine ernstzunehm- 
ende Kraft dar. Auch diverse nicht offen 
faschistische Parteien, sogenannte Recht- 
spopulisten treten in Europa immer häu- 
figer auf. Antiislamismus, Hetze gegen 
Roma und Sinti und völkische Rassen- 
argumentationen werden von Leuten wie 
Sarrazın und Sarkozy salonfähig gemacht 
und von Parteien wie Pro Deutschland, 
oder der FPÖ in Österreich genutzt. 


In Ungarn verloren die 
Sozialdemokraten 


den letzten Wahlen über 
die Hälfte ihrer Wähler. 





Ungarn 


In Ungarn verloren die Sozialdemokraten 
bei den letzten Wahlen über die Hälfte 
ihrer Wähler. Viele Ar- 
beiter innen und Ju- 
gendliche suchten nach 
der jahrelangen Klassen- 
verräter-Politik der Sozi- 
aldemokratischen MSZP 
eine Alternative. Diese 
fanden die meisten in der 
rechtskonservativen FIDEZ, welche mit 
über 52%, die rechtsextreme Nazipartei 
Jobbik, eine Abspaltung der FIDEZ mit 
16% (!) ins Parlament gewählt. Zum Ver- 
gleich: Die Sozialdemokraten hatten es 
gerade noch auf 19% gebracht. Faschos 
16%, Sozialdemokraten 19%. 


bei 


Belgien und Niederlande: 


Aktuell stärkste Parlamentspartei in Bel- 
gien ıst die rechtspopulistische Allıanz 


N-VA, (22%) aber auch die rassistische 
Naziıparteı Flaams Belang gewann in Fla- 
men 12% - beide Parteien traten nurindem 
niederländisch sprachigen Teil Belgiens 
an, dort konnte die N-VA 33% gewinnen. 


In den Niederlanden zerbrach die Regier- 
ung aus Sozial- und Christdemokraten 
an der Frage des Afghanistan-Krieges. 
Großer Gewinner der darauf folgen- 
den Neuwahlen war die rechtsliberale 
VVD, welche nun die stärkste Kraft 
ım Parlament ist, aber auch die re- 
chtspopulistische PVV des Rassisten 
Wilders konnte die Regierungskrise 
nutzen. Sie ist -— nach VVD und Sozi- 
aldemokraten — nun drittstärkste Partei. 


Seitdem die größte Wirtschaftskrise seit 
1929 um sich greift und immer größere 
Teile des Kleinbürgertums und der Ar- 
beiterklasse vor ökonomische Katastro- 
phen wie Insolvenz und Arbeitslosigkeit 
stellt können wir ein Erstarken rechter 
Parteien beobachten. Vor allem die, so- 
zusagen schon historische Unfähigkeit 
der Sozialdemokratie, eine Antwort auf 
die Krise für die Arbeiter innenklasse 
und das bedrohte Kleinbürgertum zu 
geben, treibt große Teile der Bevölker- 
ung in die Arme der Rechtspopulisten. 


Auch die sozialpartnerschaftliche Politik 
der Gewerkschaften oder die angepasste 
Mitregier-Logik der Partei die Linke zei- 
gen keine wirkliche Lösung des Problems 
auf, so stehen die Bewohner Wiens am 10. 
Oktober zum Beispiel vor der Wahl. Zur 
Wahl steht neben der sozialdemokratisch- 
en SPÖ und der konservativen ÖVP näm- 
lich auch die rechtspopulistische FPÖ, 
die mit ıhrem Vorzeigekandidaten “HC 
STRACHE” versucht die Arbeiter_in- 
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Rechtspopulismus 





nenklasse Wiens in einem widerlich 
rassistiischem Wahlkampf in “Zuwan- 


derer” und “echte Wiener” zu spalten. 


Auch in Ländern wie Schweden und 
Italien nehmen Aktionen von rechten 
Schlägertrupps zu, verstärken sich An- 
griffe auf Minderheiten. Die Rechts- 
außen-Fraktion ım Europaparlament, 
welche verarschender Weise “Europe of 
Freedom and Democracy” heißt, könnte 
bei den nächsten Wahlen mehr als ihre 


jetzigen 30 Sitze erreichen. 
Sarrazins Hetze 


In Deutschland hat der ehemalige Bundes- 
bankvorstand und noch SPD Mitglied 
Sarrazin eine Steilvorlage für die Recht- 
spopulisten und Extremisten gegeben. 
In seinem Buch „Deutschland schafft 
sich ab“ wird die nationalsozialistische 
Rassenlehre wiederbelebt, von schlech- 
ten Genen durch Klassenzugehörigkeit 
schwadroniert und dies angeblich alles 
als „Integrationsdebatte“. Sarrazin hatte 


schon in seiner Funktion als Berliner Fi- 
nanzsenator speziell gegen Arbeitslose 
und muslimische Migrannt innen ge- 
hetzt, er betreibt soziale Hetze in Kris- 
enzeiten, als Vollstrecker kapitalistischer 
Konkurrenzideologie. So stören sich 
seine bürgerlichen Gegner auch nur an 
der Wortwahl, seine Kritik an den mus- 
limischen Arbeiter innen und Jugendli- 
chen wird geteilt. Schon längst werden 
schärfere Sanktionen gegen migrantische 
Arebitslose umgesetzt und weitere disku- 
tiert. Sarrazın schreibt für die deutsche 
Elite und steht daher stellvertretend für 
deren Interessen in der Wirtschaftskrise 
— Spaltung der Arbeitenden und Jugend 
nach Herkunft, Findung neuer Sünden- 
böcke und rücksichtsloser Angriff von 
oben. 


Was nun? 


Die internationale Dimension der Rechts- 
populisten, der rassistischen und faschis- 
tischen “Bewegung” zeigt uns auf, dass 
vereinzelter, von Gewerkschaften und der 


Arbeiterklasse losgelöster Protest, bzw. 
lokale Kleinaktionen, wie von vielen Anti- 
fagrüppchen bevorzugt, den Anforderun- 
gen der heutigen Zeit nicht gerecht wird. 


Um den Faschos ernsthaften Widerstand 
entgegenzusetzen brauchen wir die Ein- 
heit der Klasse - die revolutionäre anti- 
faschistische Einheitsfront. Diese muss 
aus allen relevanten Organisationen der 
Klasse, wie z.B. Gewerkschaften beste- 
hen, Selbstverteidigungsorgane und Ang- 
rıffstrupps aufbauen, die in der Lage sind 
Faschistischen Parteien und Organisa- 
tionen zurück zuschlagen. 


Den Angriffen von Staat und Kapital 
muss mit Massenmobilisierungen, Block- 
aden und Revolution geantwortet werden. 
Nur so kann es uns gelingen die Ursache 
von Faschismus, Rassismus und Unter- 
drückung — den Kapitalismus — zu zer- 
schlagen. 


Militant, socialist, antifa. One solution — 
revolution! 


Bericht von den Anti-Nazi-Protesten am 4.9 in Dortmund 
Nationaler Antikriegstag nicht verhindert 


Am 4.9. 2010 marschierten zum 6. Mal in 
Folge Nazıs anlässlich ıhres "Nationalen 
Antikriegstages" auf. Sie demonstrieren 
angeblich für den Frieden und verhöhnen 
damit 6. Millionen ermordete Juden und 
über 50 Millionen Kriegstoter. Wie auch 
in den letzten Jahren wurde der Nazi- 
Aufmarsch von den Gerichten letztendlich 
erlaubt. Dieses Jahr übersprangen die Nazis 
bei ihren Klagen durch die Instanzen sogar 
eine Instanz und zogen direkt vor das 
Bundesverfassungsgericht. 


Die Polizei riegelte das 


Aufmarschgebiet der Nazis hermetisch ab. 


ganze 


Einige Genoss_innen aus Berlin die per Bus 
angereist waren kamen überhaupt nicht zu 
den angemeldeten Kundgebungsplätzen. Sie 
wurden quasi sofort nach der Ankunft in 
Dortmund eingekesselt und in Gewahrsam 
genommen. Anstatt wie ım letzten Jahr 
Demonstrationen anzumelden, wollte das 
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Dortmund stellt sich quer Bündnis dieses 
Jahr mit Blockaden den Nazi-Aufmarsch 
verhindern. Dresden wurde als erfolgreiches 
Beispiel für die Blockadetaktik angeführt. 
Das S4-Bündniss schloss sich kritisch dem 
Konzept an. 


Leider ging das Blockade-"Konzept" 
nach hinten los. Einige Blockaden am 
Hauptbahnhof waren unterbesetzt und 
wurden geräumt. Oftmals schien nicht klar 
zu sein was eigentlich blockiert wurde. 
Antifaschist_innen ın der Innenstadt konnten 
nur an der Aufmarschstrecke auf und ab 
laufen. Schlussendlich wurde eine große 
Kreuzung blockiert die zwar den ganzen 
Verkehr lahmlegt doch keinen einzigen Nazı 
den Weg versperrte. Einige bürgerliche 
Krawallkıds begannen im Arbeiterviertel 
Angeblich 


planten marodierende Nazis durch die Stadt 


Mülltonnen umzuwerfen. 


zu demonstrieren. In Wirklichkeit hatte 


die Polizei den Aufmarsch entgegen der 
Gerichtsentscheidung auf eine Kundgebung 
reduziert. Die Nazis mussten weit ab vom 
Schuss im Hafen demonstrieren. 


Auch die etwa 200 Nazis die eine spontane 
Demo durch die Stadt machten und die 
Polizei angriffen als sie von dieser gestoppt 
wurden waren zu diesem Zeitpunkt schon 
auf dem Heimweg oder am Hafen. 


Das die Nazis an diesem Tag also nicht 
wirklich marschieren konnte war leider nur 
der Polizei geschuldet. Das die Kundgebung 
am Hafen von vielen Nazis schon frühzeitig 
verlassen wurde 


lag am langweiligen 


Programm der Nazis selbst. Dies alles 
müsse ın eine kritische Analyse einfließen, 
wozu das DSSQ-Bündniss leider nicht fähig 
zu sein scheint. Stattdessen feiert man sich 


selbst und klopft sich auf die Schultern. 


So wird Dortmund nicht zurückerorbert! 


Ortsgruppe Kassel 


Rassismus 





Rassistische Hetze in Frankreich, Progrome in Ungarn 
Vertreibung der Sinti und Roma in Frankreich 


re Us 


u * 








Köln, Dezember 1937, Schwarz-Weiß-Platz. — Kriminalbeamte bei Ausweiskontrolle einer 
Frau während einer Razzia im Internierungslager für Sinti und Roma (Quelle: Wikipedia). 


Die widerwärtigen rassistischen 
Machenschaften von Sarkozy und 
seiner Regierung ın Frankreich 


sollten alle Anti-Rassıst innen und 
fortschrittliche Jugendliche Gift und 
Galle spucken lassen. Seit geraumer 
Zeit führt Nikolai 
selbst angekündigten „Krieg“ gegen 
die über 8000 ın Frankreich lebenden 
Roma und löst seither systematisch 
„iUlegale“ Roma Siedlungen auf und 
schiebt deren Einwohner nach Rumänien 
oder Bulgarien ab. Bis jetzt wurden 
über 100 Personen nach Bulgarien 
abgeschoben und das weitere Vorgehen 
ist für die französische Regierung 
sehr klar: Es sollen bis Ende Oktober 
250 Roma Siedlungen aufgelöst und 
weitere Roma abgeschobenen werden. 
Roma und Sinti leiden in gesamt 
Europa unter unvorstellbar miserablen 
Lebensbedingungen, 
rassistischen Hetzkampagnen und in 
Teilen Europas sogar unter Ausschluss 
aus dem Bildung- und Arbeitssektor. 
In Wirklichkeit haben Roma und Sinti 
im kapitalistischen System überall den 


Sarkozy seinen 


enormen 


REVOLUTION Österreich 


Status von Bürgern Dritter Klasse! 

Leider zieht sich dieses traurige Schicksal 
durch die gesamte Geschichte der Roma 
und Sinti: Gesellschaftlicher Ausschluss 
und absolute Diskriminierung von Roma 
und Sinti im Mittelalter, verübter Genozid 
an Roma und Sinti zu Zeiten der NS- 
Herrschaft, Weigerung der Anerkennung 
der Verbrechen die an Roma und Sinti 
während der Nazi-Zeit verübt worden, 
pogromartige Ausschreitungen und 
politische Hetzkampagnen vor allem im 
Osten Europas (geforderte „Endlösung 
der Zigeunerfrage“ in tschechischer 
Wahlwerbung, pogromartige 
Ausschreitungen und Gewaltakte gegen 
Roma ın Ungarn...). Die heutige Situation 
der Roma ist noch immer ein Desaster 
und vor allem im Osten hat sich ihre 
Situation nach dem Zusammenbruch des 
Stalinismus enorm verschlechtert. Die 
Hetzkampagne gegen Roma beschränkt 
sich natürlich nicht auf Frankreich sonder 
ist in ganz Europa zu finden. In Ungarn, 
Italien, Bulgarien und vielen weiteren 
Ländern werden neben widerlichen 


politischen Anti-Roma Kampagnen 


auch organisierte Gewaltakte gegen 
Roma organisiert. Man kann sicher von 
einem mehr oder weniger Europaweiten 
systematischen Terror gegen Roma und 
Sinti sprechen. Roma und Sınti werden 
politisch ausgenutzt um als Sündenbock 
für die Krise, von der eigentlichen Schuld 
der Banker und Aktienspekulanten und 
über die verschissene wirtschaftliche 
Hierbei 
zerstört dieses kapitalistische System wie 


Lage, hinwegzutäuschen. 
immer die Existenzen der ärmsten der 
Armen und hetzt die Gesellschaft gegen 
die wehrlosen Teile einer Gemeinschaft 
auf ın der Hoffnung die Arbeiterinnen 
und Arbeiter würden in der Blindheit 
ihres Hasses vergessen dass wir alle 
das selbe Leid erstragen, dass wir nur 
zusammen kämpfen können und dass 
die Feinde nicht die Roma und Sinti 
sondern die Banker, Bullen, Bosse und 
Börsenmakler dieser Welt sind. 


EU Politiker Innen und bürgerliche 


Medien können sich bei den 
Geschehnissen ın Frankreich an 
geheuchelter Empörung gar nicht 


übertreffen und sehen in Sarkozys 
Politik die Gleichberichtigung aller EU 
Bürger gefährdet. Diese höhnischen 
Krokodilstränen sich 
sparen, in dem von ihnen geführten 

aufrechterhaltenen System 
auf Ungleichheit, Ausbeutung, 
Diskriminierung und Ungerechtigkeit 
beruht gleicht ihr Geschwafel von 
Freiheit und Gleichheit einem Schlag ins 
Gesicht. In diesem System werden wir 
Jugendliche, Arbeiter Innen, 
Migrant Innen wie auch Roma und Sinti 


sollen sie 


und 
dass 


Frauen, 


nıemals frei sein und wird es niemals 
Gerechtigkeit und Gleichberechtigung 
geben deshalb müssen wir organisiert 
für ein neues, ein von Unten nach Oben 
aufgebautes und ein klassenloses System 
kämpfen....für den Soziıalismus....für die 
Revolution! 
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Big Brother ist längst Realität... 
Wie die Überwachung zum Alltag wird 





Protest gegen LIDL: Gnadenlose Bespitzelung der Arbeiter_Innen durch den Konzern. 


Am 11. September 2010 jährte sich 
der Startschuss zum Ausbau der 
Überwachungsstaaten 
Male. Egal ob ın den Vereinigten 
Staaten, Deutschland oder im Rest der 
kapitalistischen Welt, der Il. September 
wird seitdem dazu verwendet um 
so manche — für die Bevölkerung - 
unangenehme Gesetze einzuführen. 

Was mit dem USA PATRIOT Act in 
den USA innerhalb von eineinhalb 
Monaten nach dem 11. September 
durchgesetzt wurde, wird ın anderen 
Ländern wie Deutschland langsamer 
und schleichender versucht. Die 
herrschende Macht begründet diese 
Gesetze mit 


zum neunten 


Argumenten wie der 
„Terrorbekämpfung“ oder dem Ausbau 
der „nationalen Sicherheit‘. 


Wurden die großen Veränderungen 


in unserer Gesellschaft hin zum 
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Überwachungsstaat noch öffentlich 
meist kontrovers diskutiert oder gar 
vom Bundesverfassungsgericht gekippt 
(Vorratsdatenspeicherung) schlichen sich 
kleine Veränderungen durch die Hintertür 
in den Alltag. Überwachungskameras in 
den Straßen der Innenstädte, öffentlichen 
Verkehrsmittel, 
Supermärkten. Neue Reisepässe bzw. 
Personalausweise mit 


Einkaufszentren oder 


„lerrorist_ 
Innenphoto“ und gespeicherten 
Fingerabdrücken. All dies wurde subtil 
in die Gesellschaft getragen und durch 
das allmächtige „sSicherheitsargument“ 
— durch den 11. September vor 9 


Jahren geboren - gerechtfertigt. 


Was haben jedoch diese kleinen 
Veränderungen im Alltag für einen 
Sinn??? Verhindert eine Kamera in der 
Toilette eines Kaufhauses einen dort 


möglichen Anschlag??? Dient eine 


Kamera an einem Bahnhof nicht eher 
nur der Vereinfachung einer Täter_ 
Innensuche anstatt dem Verhindern 
einer Gewalttat?? Oder dienen sie etwa 
nicht nur der Abwehr von möglichen 
„terroristischen Gefahren‘? 

Das Beispiel LIDL hat gezeigt, dass 
Überwachungskamerass nicht nur 


dazu verwendet werden können 
eventuelle Diebstähle zu vereiteln. Die 
Unternehmen sind erfinderisch und wenn 
sie schon für Kameras bezahlen, soll es 
sich auch handfest - in Form von Profiten 
— lohnen. Der Profit steht über allem und 
da ist es auch nicht mehr weit, bis er über 
die Privatsphäre der Arbeiter Innen 
gestellt wird. Was liegt da näher, als mit 
den Kameras seine Arbeiter Innen zu 
kontrollieren, sie einzuschüchtern und 
sıe dadurch zu einem „effektiveren“ 
Arbeiten zu zwingen oder gar die 
Einführung eines Betriebsrates durch 


Drohungen zu verhindern. 


Fall wurden bei 
Arbeiter Innen mit 
auf die 
Toiletteverfolgt,vonDetekteienbespitzelt 
und die geringsten Kleinigkeiten ihres 
(Arbeits-)Lebens protokolliert wie 
z.B. Inhalte Privatgesprächen 
mit dem Handy, Pausengespräche der 


Im konkreten 
LIDL die 
Überwachungskameras bis 


von 


Arbeiter Innen, etc. Die Zunahme von 
Überwachungswerkzeugen im Alltag 
nımmt jedoch nicht nur am Arbeitsplatz 
zu. Auch in der Schule soll es —- ginge es 
nach den Kultusminister Innen — bald 
bundesweit ein weiteres Werkzeug dieser 
Art mit dem Namen „Schülerdatei“ 
geben. Hinter der Schülerdatei verbirgt 
sich eine zentrale Speicherung von 
Informationen über jeden einzelnen 
Schüler. So einer 


sollen unter 


persönlichen Nummer Stammdaten wie 
Name, Alter und Schulverlauf, aber auch 
Name der Eltern, deren Muttersprache 
und Berufstätigkeit angegeben werden. 
Begründet wurde diese Initiative von 
der Bildungsministerin Schavan mit 
dem Hinweis, dass man hiermit durch 
leichtere Informationsverarbeitung die 
schulische Bildung effektiver verbessern 
könne wıe z.B. Neueinstellung von 
Lehrer _Innen, bei 
Schülerzahl, etc. Wofür 
hierzu die Daten der Eltern gesammelt 
werden sollen, bleibt dabei geheim. 
In Berlin wurde die Entscheidung zu 


zusätzlichen 
steigender 


Beginn dieses Jahres erneut vertagt 
und in Bayern will die FDP - seit sie 
neu ın der Regierung sind — nun doch 
Schülerdatei 
zustimmen. Ein Schelm wer böses 
dabei denkt. Die 


der Einführung einer 


Zunahme von 


Überwachungen nehmen jedoch nicht 
nur im persönlichen Alltag, sondern auch 
in öffentlichen, politischen Betätigungen 
zu. So ist das ständige ab filmen der 
Polizei bei Demonstrationen schon längst 
ein lästiger Normalzustand geworden. 

wurde ın Baden- 


Darüber hinaus 


Württemberg oder Bayern eine 
Verschärfungdes Versammlungsgesetzes 
durch größere 


Proteste zunächst aufgehalten werden 


versucht, welches 
konnte. All dies zeigt jedoch, wie der 
Staatsapparat in Zeiten einer Krise 
Straße zu 
verhindern oder die Organisation solcher 


versucht Proteste auf der 


zu erschweren. Gleichzeitig baut er sein 


Anwendungsrepertoire immer weiter 
aus um politische Aktionen effektiver 
nıederzuschlagen. Hierzu seı als Beispiel 
nur der verfassungswidrige Einsatz der 


Bundeswehr bei den GB8-Protesten in 
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Heilgendamm genannt. 
Wie aus der Überwachungsfalle?? 


Wie die einzelnen positiven Beispiele 
(Vorratsdatenspeicherung, verschärfte 
Versammlungsgesetze ın Bayern bzw. 


BaWü) gezeigt haben, können Versuche 


der herrschenden Klasse unsere 
Freiheiten weiter einzuschränken, 
um uns besser kontrollieren und 


unterdrücken zu können, verhindert 
werden. Jedoch haben uns diese Beispiel 
ebenfalls gezeigt, dass hierfür eine 
Organisation und ein gemeinsames 
Auftreten der Massen erforderlich ist. 


Ohne Organisation keine erfolgreichen 


Proteste, ohne erfolgreiche 
Proteste kein Sozialismus, ohne 
Sozialismus keine wahre Freiheit! 


One solution — REVOLUTION! 


Bericht der Freiheit statt Angst Demo am 11.09.10 in Berlin 
Freiheit statt Angst 


reihe 


Am Samstag den 09.11. fand zum dritten 
mal in Berlin die „Freiheit statt Angst“ 
Demonstration statt. Aufgerufen hatte ein 
„breites“ Bündnis, so wurde betont. Dieses 
breite Bündnis bestand unter anderem 
aus Parteien, wie der FDP oder aber 
auch den Grünen, bürgerliche Parteien, 
die überall wo sie an der Macht sind mit 
aller Kraft versuchen die Freiheit und die 
Rechte der Arbeiter innenklasse und der 
Mehrheit der Bevölkerung anzugreifen. 


Ihre Banner wehten dafür mit Slogans, wie 
z.B. „Nase raus aus meinem Konto“ ım 
Wind. Im Anbetracht des bereits bekannten 





Sr statt Fan is =\ 


„Widerstandes“ 
Gewerkschaften 


von bürgerlich geführten 

und _reformistischen 
Parteien, wie der Linken war auch ihr 
auftreten nicht verwunderlich: gering und 
wortkarg. Besonders stach der Juso Block 
heraus, der, von etwa 10 Ordnern flankiert, 
mit einer Teilnehmer _innenzahl von circa 20 
Personenberichten konnte. Insgesamt war die 
Demonstration etwas größer als letztes Jahr, 
dafür jedoch weitaus weniger kämpferisch. 
Auch das Milieu im antıkapitalistischen 
Block war äußerst kleinbürgerlich geprägt. 
Es gab kaum Parolen und wenn, 
dann bezogen sie sich kaum auf das 


Thema, geschweige denn auf die damit 


verbundenen Angriffe auf die Bevölkerung, 
Jugendliche und Arbeiter innen. 
Erschreckend war, dass die „Piraten“ eine 
der größten Blöcke auf der Demonstration 
stellen konnte. Die Piraten sind der Ableger 
einer bürgerlichen Partei, die auch ın 
Schweden vertreten ist. Ihr Klientel ist genau 
so bürgerlich, wie ihre Politik. Niemand darf 
sich von dem so „linken“ Erscheinungsbild 
dieser Parteı blenden lassen. Im Kern fordert 
diese Partei nicht mehr oder weniger als 
andere Parteien, wie Grüne oder FDP. Die 
Gefahr, die aber deutlich dadurch wird, ist, 
dass wenn es keine klassenkämpferische 
Führunginnerhalbdessozialen Widerstandes 
gibt, 
Parteien übernommen werden kann. Die 


dieser schnell von bürgerlichen 
Konsequenzen sind die Verblendung der 


Bewegungen und ıhr letztlicher Untergang. 


Wer tatsächlich für Freiheit kämpfen will, 
der muss dies gemeinsam mit den sozialen 
Protesten der Erwerbslosen, Jugendlichen 
und Arbeiter innen tun. 
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Pakistan braucht eine sozialistische Alternative 
Pakistan: Die Flut, der Imperialismus, 


Die riesigen Überschwemmungen, die 
seit Ende Juli, 20% Pakistans mit Wasser 
überdeckten und zerstörten, stellen eine 
unglaubliche humanitäre Katastrophe 


dar. 


Die UN sprechen von schlimmeren 
Folgen, als beim Tsunami ım indischen 
Ozean und beim Erdbeben auf Haiti. 
Mittlerweile sind 20 Millionen Menschen 
betroffen und ein großer Teil davon auf 
der Flucht vor den Wassermassen. 


Über 900.000 Häuser sind beschädigt 
oder zerstört, mindestens 1700 
Menschen tot und mehr als 2000 verletzt. 
Den Betroffenen fehlen akut Nahrung, 
Zugang zu sauberem Trinkwasser, 
Medizin, Notunterkünfte wiıe Zelte, 
Decken und Kleidung. Mit zunehmender 
Dauer der Katastrophe steigt die Gefahr 
von Krankheiten und Epidemien enorm, 
die durch verunreinigtes Trinkwasser 
hervorgerufen werden. 


BesondersKinderundschwacheMenschen 
sınd davon akut gefährdet. Eine andere 
dramatische Folge der Flutkatastrophe, 
ist die Überschwemmung der fruchtbaren 
Ackerbaugebiete Pakistans, die die 
komplette Ernte vernichtet hat und auch 
nach Verschwinden des Wassers massiv 
beschädigt sein werden. Teilweise sind 


80% des Viehs ertrunken. 


Eine unvorstellbare Hungerkatastrophe 
bahnt sich in Pakistan an, vor allem, dann 
wenn das Thema aus den Medien und aus 
den Köpfen der Meisten verschwunden 
ist, denn die Schäden, die die Flut auf die 
pakistanısche Nahrungsversorgung und 
die betroffenen Gebiete hinterlässt sind 
enorm. 
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die Revolution 


Was tut die Regierung? 


Die Pakistanische Regierung antwortet 
auf die Katastrophe bis jetzt nur mit 
unzureichender und 
uneffizienter Hilfe. Eine 
der ersten Handlungen 
der Zentralregierung war 
es, die Ländereien und | zerstört, 
Infrastukturprojekte, der 
Minister, der halbfeudal 
ländlichen 
gegen die Flut zu versichern. 


Regionen, 


Der oben beschriebene akute und 


massive Nahrungsmittelmangel, wird 
mittlerweile von Kapiıtalist innen dazu 
genutzt massive Profite aus dem Elend 
der Menschen zu schöpfen, in dem sie 
mit Spekulationen auf Nahrungsmittel 
die Preise in astronomische Höhen 


treiben. 


Die reichen westlichen Nationen und 
Boom-Länder wie China haben sich 
mit Spenden lange zurück gehalten. Bis 
jetzt haben diese jeweils nur lächerliche 
ein bis zwei stellige Millionen Beträge 
an Spenden bereitgestellt. Was diese 
Hilfe der ımperialistischen Nationen 
wirklich bedeutet, wurde spätestens am 
Beispiel des Erdbebens ın Haiti klar. Als 
herauskam ‚dass von den 379 Millionen 
Dollar Hilfszahlung der USA ein Drittel 
an das dort stationierte US-Militär 
überwiesen wurde, um für „Sicherheit“ 
im Katastrophengebiet zu sorgen. 

Wie hier gut sichtbar wird, werden solche 
Naturkatastrophen vom Imperialismus 
vorallem dazu genutzt, ihre politische wie 
militärische Präsenz und Einflussnahme 
in den betroffenen Ländern zu festigen 
und auszubauen, diese in Abhängigkeit 


Über 900.000 Häuser 
sind beschädigt oder 


mindestens 
1700 Menschen tot... 





ın Form von z.B. Hilfskrediten zu halten 
und zu verstärken. 


Vielen Menschen ist immer mehr 
bewusst, dass es keine effektive 
Katastrophenhilfe im 
Sinne der Menschen 


und deren Bedürfnissen 
von imperialistischen 
Staaten und allgemein 
im Kapitalismus geben 
kann. Auch deswegen 
haben in Pakistan 
Basisaktivist innen, Gewerkschafter 
innen, Sozialist innen, REVOLUTION 
und LFI-Genossen innen direkt nach 
eintreten der Katastrophe Hilfsinitiativen 
gegründet. 


In Lahore und Gujranwala wurde 
gegründet, die 
von der Jugend, linken Aktivist_innen 
REVOLUTION 
und unterstützt werden. In der ersten 


Jugend-Hilfscamps 
und organisiert 


Sammlung wurden 90.000 Ruppee, 


Nahrungsmittel, Medizin und 
andere Hilfsgüter gesammelt. Diese 
entstehenden Strukturen müssen 


verknüpft und zentralisiert werden und 
können somit zu Machtorganen der 
Unterdrückten werden. Sie müssen der 
breiten unterdrückten Basıs geöffnet 
Arbeiter- 
und Bauernräten und somit zu einer 


werden und können zu 


Regierung dieser ausgebaut werden. 

Am wichtigsten ist jedoch, dass die 
Jugend zusammen mit den Arbeiter _ 
innen und Bäuer innen, sowie allen 
anderen Unterdrückten, ein revolutionäre 
politische Alternative zu dem korrupten 
und proimperialistischen politischen 
System entwickelt, für dieses eintritt, 
und kämpft. Deshalb braucht Pakistan 
dringlich eine sozialistische Alternative. 


Aik-Idırialelarl! 





Von den Medien verschwiegen: der Kampf geht weiter! 
Klassenkampf in Griechenland 





Während die deutsche Öffentlichkeit in 
den bürgerlichen Medien stark damit 


beschäftigt ist, das große „Aussterben 
der Deutschen“ oder „die Islamisierung 
Deutschlands“ zu verarbeiten, sind die 
Auswirkungen der Wirtschaftskrise in 
Griechenland noch offener zu sehen, 
als bei 
Tränengasgranaten fliegen, 


Molotowcocktails und 
Gebäude 
brennen. Polizei und Demonstranten 


UNS: 


lieferten sich ın seit dem Frühling 
immer wieder Kämpfe um die Macht 
auf den Straßen. Denn die Situation 
der griechischen Arbeiter _innenklasse 
nicht 


hinnehmbar, weshalb sie ihrem Protest 


und ihrer Jugend ist mehr 


und ihrer Wut Ausdruck verleihen. 
Weil die wirtschaftlichen Probleme 
nicht innerhalb der kapitalistischen 


Gesellschaftsordnung durch Reformen 
zu lösen sind, bleibt der Regierung neben 
der wirtschaftlichen nur die physische 
Unterdrückung der Jugendlichen und 
Arbeitenden. 


Bereits im Februar traten Millionen von 
Griechen in den Generalstreik. Das war 
die Antwort der Bevölkerung auf das 
Sparprogramm von EU und IWF. 


Fast 200 000 Menschen versuchten im 
Rahmen des ersten Generalstreiks, der 
leider befristet 
vor dem 
durchbrechen und damit ihren 
tatkräftigen Protest gegen die Angriffe 
auf den Lebensstandart der Arbeitenden 
und Heranwachsenden auszudrücken. 


war, Polizeibarrieren 


Parlamentsgebäude zu 


Im März waren allein in Athen ca. 200 
000 Menschen auf den Straßen. 

Als neuer Lösungsansatz gilt ein 
Sparpaket in Milliardenhöhe. Ein Paket, 
das als „Finanzspritze“ die Wirtschaft 
Das 
schon, denn Pakete dieser Art scheinen 


stabilisieren soll. kennen wir 
innerhalb der ımperialistischen Staaten 
als Wundermedizin zu gelten. Die 
Regierung unter Regierungschef 


Giorgos Papandreou (PASOK) bestellt 


das Päckchen, die Arbeiterklasse und 
ihre Jugend sollen bezahlen: die Löhne 
im staatlichen Sektor wurden um 7% 
gekürzt, während der Kündigungsschutz 
im privatisierten Sektor gelockert wurde. 
Ausbildungsplätze wurden abgebaut und 
auf den Bildungssektor wird ebenfalls 
ein totaler Kahlschlag verübt. Steuern 
auf Benzin, Tabak und Alkohol wurden 
um 10% erhöht und viele noch staatliche 
Unternehmen werden zur Privatisierung 
Diese Maßnahmen 
waren die Voraussetzung für die 
Kredite von EU und IWF. Im Rahmen 
der Kürzungen im staatlichen Bereich 


ausgeschrieben. 


wurde der Bevölkerung Griechenlands 
immer deutlicher, dass ihre vermeintlich 
sozialistische Regierung in absoluter 
Ohnmacht schwebt, die Auswirkungen 
der kapitalistischen Wirtschaftskrise in 
den Griff zu bekommen. 


Wie kam es zur Kreditkrise? 


Die Tatsache das Griechenland ım 
FrühjahrfürKrediteaufdem Finanzmarkt 
10-15% bezahlen sollte, war natürlich 
kein Zufall, sondern den internationalen 
Spekulationen geschuldet. So erlaubte 
auch die deutsche Bundesregierung 
Angfang 2010 wieder „Leerverkäufe“ auf 
Kreditversicherungen, ein Instrument 
das auch schon während der Immobilien- 
und Finanzkrise genutzt wurde. 
Bis zum März wurden mehr als 140 
Milliarden € auf Kreditversicherungen 
spekuliert — auf den griechischen 
Staatsbankrott. Durch diese 
„Stimulation“ des Marktes stiegen die 
Zinsen immens an und Griechenland 
war nicht in der Lage diese Kredite 
zu bezahlen. Die Konditionen für die 


Kredite von EU und IWF waren die 
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Sparangriffe gegen die griechische 
Arbeiter innenklasse und Jugend, somit 
war Griechenland der Startschuss für die 
Sparangriffe ın ganz Europa! 

Den Analysen bürgerlicher 
Wirtschaftswissenschaftler 
Griechenland aus 
Kraft nicht aus der finanziellen Krise 
Das ist 
Marktgesetze, die 


zufolge 
könne eigener 
herauskommen. innerhalb 
kapitalistischer 
Profitmaximierung als einziges 


Ziel verfolgen, sicher richtig, denn 
Griechenland ist abhängig vom EU- 


Imperialismus und seinem Kapital. 


EU und IWF 
über Griechenland 


Kontrolle 


„Sie leben also nicht nur über ihren 


Verhältnissen, sondern sind auch 
unwillig den Gürtel enger zu schnallen 
wenn Zusammenhalt gefordert wird“ 
— so könnte man jedenfalls denken, 
wenn man sıch auf die Berichterstattung 
Medien 


bürgerlicher verlässt. 


Im April einigten sich die 
Finanzminister der Eurogruppe auf 
Einzelheiten „Hilfspaketes“, 
dem Deutschlands Beitrag in diesem 
Jahr von der Bundesregierung auf 8,4 
Milliarden Euro geschätzt worden ist. 
Am 24. April beantragte Griechenland 
offiziell das Hilfsprogramm, was dem 
IW F(Internationaler Währungfond), der 


EZB(Europäische Zentralbank) und EU- 


von 








<solutionrevolution.de 








24 one solution, revolution! 


Literatur 


“The Road to 
Revolution” 


Unser internationales 
Manifest, auf dessen 
Grundlage unsere Or- 
ganisation steht. 
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Kommission die Möglichkeit gab, sich 
mit der Reformregierung Griechenland 
auf ein sog. „Sanierungsprogramm“ zu 
einigen. Das Bundeskabinett stimmte 
den Hilfen von deutscher Seite zu 
und deutsche Banken sagten in ihrer 
Barmherzigkeit zu Griechenland- 
Anleihen zu kaufen (zu 5,1% Zinsen). 


Die Bundesregierung finanziert ihre 
Kredite folgendermaßen: Für 3% gibt die 
Bundesbank der Regierung den Kredit, 
den diese dann für 8% an Griechenland 
weitergibt, den Zinsgewinn streicht die 
Bundesregierung/Bank ein. Dies alles 
wurde der Öffentlichkeit natürlich nicht 
erzählt, stattdessen gab es rassistische 
Hetze gegen Griechenland in den 
Medien. Von korrupten und faulen 
Südländer war dort die Rede und ein 
FDP Funktionär wollte sogar griechische 
Inseln als Sicherheit annektieren! 


Dies hatte natürlich zum Ziel die 
griechischen Beschäftigten als 
Sündenbock abzustempeln und dadurch 
die internationale Solidarität mit dem 
Widerstand zu untergraben. 


Unkommentiert blieb in der 
deutschen Öffentlichkeit hingegen 
der Charakter dieses vermeintlichen 
„Sanierungsprogramms“: Auf 120 Seiten 
wurden Kürzungen im staatlichen, wie 
im sozialen Sektor, in alle Einzelheiten 
Von Einsparungen an 
Militärausgaben, fehlt nahezu jede 
Spur, denn schließlich will die deutsche 


aufgeführt. 


Manifest für 
Arbeitermacht 





Regierung die Waffen, die sie produziert 
ja nach wie vor an Griechenland 


verkaufen. 


Eine bürgerliche Regierung, auch wenn 
sich als Vertreterin der Arbeiterklasse 
versteht, im Stande, auf 
Militärausgaben zu verzichten wenn 


ist nicht 


ihr die großen Geschwisterstaaten die 
Abnahme von Rüstungsgütern aus 2. 
Hand diktieren. Nur eine revolutionäre 
Partei kann den Kapitalismus offen 
als Ursache des Übels demaskieren 
und die Widerstände 
(spontane Aktionen und Streiks) zu 


einzelnen 


einem organisierten Kampf gegen 
die herrschende Klasse führen, um 
den bürgerlichen Reformideen ein für 
allemal eine Absage zu erteilen. Der 
Kampf muss weitergehen, daher sind 
weltweite Solidaritätsproteste für die 
griechische Bevölkerung notwendig. 
Gegenwehr wird zur Pflicht, wenn der 
Angriff diejenigen trifft, die die Krise 


nicht verursacht haben. 


Nieder mit der imperialistischen EU 
— Politik! Für einen heißen Herbst 
europaweit — Widerstand überall 
gegen die Sparangriffe! 

Vorwärts zu einer 
Internationale, die den Widerstand 
von Jugend und Arbeiterklasse mit 
Perspektive 


neuen 


revolutionären 


einer 
verbindet ! 


“Vom Widerstand 
zur Revolution” 


Programm der Liga für 
die 5. Internationale. 


www.arbeitermacht.de 
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„Ein Jahrzehnt des Leidens” 
Musterbeispiel Großbritannien 


In Großbritannien gab es ım letzten 
Jahrzehnt (2000-2009), ähnlich wie in 
Deutschland, sehr weitreichende Angriffe 
auf die sozialen Errungenschaften der 
Arbeiter_Innen. Konkrete Beispiele sind: 


Massiver Jobabbau bei der britischen 
Eisenbahn (als Folge der Privatisierung 
der Bahnprivatisierung 2001), bei der 
britischen Post, auf dem Bau sowie in 
der Auto-und Ölindustrie 


e Kürzungen bei den Kommunen und in 
den Stadtverwaltungen 


e explosionsartiger Anstieg der Mieten 
(Folge der Immobilienkrise 2008) 


e Kürzungen ım Bildungsbereich 
Schulen 


Privatisierung von und 


Krankenhäusern 
Die Rolle der Labour-Partei 


Die Labour-Partei (zu vergleichen mit der 
SPD ın Deutschland) trug maßgeblich 
zur Umsetzung dieser Sozialangriffe 
bei, was nicht nur an Gordon Brown 
(ehemaliger Premierminister von 
Großbritannien) lag. Im Gegenteil, schon 
unter Tony Blair wurden diese Angriffe 
von Labour durchgeführt. Daran änderte 
auch die Krise von Labour in den letzten 
Die Unfähigkeit von 


Labour, egal ob mit Blair oder Brown, 


Jahren nichts. 


veranlasste viele dazu, entweder die 
Torries (Konservative), die Lib-Dem 
(Liberal Demokraten, die faschistische 
British National Party (BNP) zu wählen 
oder am Wahltag zu Hause zu bleiben. 


Gewerkschaften 


Ähnlich den Gewerkschaften in 
Deutschland (an die SPD) sind die 


Ortsgruppe Stuttgart 


Gewerkschaften in Großbritannien an 
die Labour Party gebunden, was sich 
unter anderem daran zeigt, dass sie nıcht 
den Kapitalisten und der Regierung die 
Schuld an der Krise zuwiesen, wie es 
eigentlich ist, sondern den ausländischen 
Arbeiter Innen die Schuld an der Krise 
geben. Ein Beispiel dafür ist der Streik 
in der britischen Bauwirtschaft unter 
dem Motto "Britische Arbeitsplätze für 
britische Arbeiter Innen" ("British jobs 
for British workers"). 


Wie gegen den Rassismus und die 
Sozialangriffe kämpfen? 


Es ist enorm wichtig,dass sich die 
nicht durch 
Rassismus und Nationalismus spalten 


Arbeiter _Innenklasse 


lässt. Dies betrifft nicht nur Britannien, 
sondern alle Kämpfenden weltweit. Wir, 
d.h. die Arbeiter Innen, Jugendliche, 
Auszubildende, 
Studierende und Rentner_Innen, müssen 


Schüler Innen, 


gemeinsam gegen die Sozialangriffe 
der Regierungen kämpfen, hier ın 
Deutschland wıe ın Britannien und 
überall in Europa und der Welt! Es ist 
wichtig, dass wir uns organisieren und 
gemeinsam zurückschlagen. Deswegen 
müssen alle gegen Kapital, Rassismus, 
nationale Ignoranz und die Angriffe auf 
Bildung und Soziales kämpfen. Nicht 
Migrant Innen sind unsere Gegner, 


sondern die Kapitalisten weltweit! 


Die neue britische Regierung unter 
Premier CameronhatderBevölkerungein 
„Jahrzehnt des Leidens“ angekündigt, 
weitere Privatisierungen und Angriffe 
auf die öffentlichen Beschäftigten sınd 
schon angekündigt. Dagegen gibt es 
Bündnisse 


ın Großbritannien erste 


— “die Coalitions of resistance“, 
unsere britischen Genossen_innen von 
REVOLUTION 


Bündnisse für den Kampf gegen die 


unterstützen diese 
Regierung! 
Unsere Forderungen sind: 


e Kein darf 


verloren gehen! 


einziger Arbeitsplatz 
e Jobs für alle Arbeitslosen! 
e Keine Lohnkürzungen! 


e Nein zur Vergabe von Unteraufträgen 
und Outsourcing! 


e Nein zu Rassısmus und Nationalismus 
e für die ArbeiterInneneinheit! 


e Die Chefs der Banken und die Bosse 
sollen für die Krise zahlen - nicht die 
ArbeiterInnen! 


Angriff 
Bildung, Gesundheit und Soziales! 


e Gegen den auf 
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Atomenergie: Gewinnmaximierung statt Sicherheit 


Schwarz / gelber Störfall 


Janosch Janglo, Neue Internationale 152, September 2010 


Ausgeschlossen, unwahrscheinlich, 
auf jeden Fall beherrschbar — mit 
solchen Beschwichtigungen wird _ seit 
Gefährlichkeit der 
Atomenergie von den Energiekonzernen 


kleingeredet. 


Jahrzehnten die 


Schützenhilfe bekommt die Atomlobby 
dabei auch von der schwarz/gelben 
Bundesregierung. Kanzlerin Merkel 
und die CDU haben dazu eine neue 
Argumentationslinie 
gefunden: Kernkraft als| Ein großes 
Brückentechnologie hilft 
gegen den Klimawandel, 
weil durch die AKW 
die CO2-Emissionen 
niedriger ausfallen. So 
ist der jetzt geplante 
Schritt zum Ausstieg vom Ausstieg 
nur eine logische Konsequenz. Unklar 
ist dabei nur noch, wie man es der 
Bevölkerung angesichts abnehmender 
Umfragewerte der Koalition und der 
Ablehnung längerer Laufzeiten durch 
60% Prozent der Bevölkerung verkauft. 


Gewinnmaximierung statt Sicherheit 


Geplant ist die 
Brennelementesteuer, die 
2,3 Mrd. Euro 
Bundeshaushalt spülen soll. Damit soll 


Einführung einer 
jährlich 
ın den klammen 


u.a. das marode Atommülllager Asse 
saniert werden, was eigentlich aber 
sowieso Aufgabe der Atomkonzerne 
wäre. An diese Brennelementesteuer 
ist aber ebenfalls dıe Verlängerung der 
Laufzeiten der AKW gekoppelt — die 
Frage hierbei ist, wie lange und nicht, ob 


überhaupt. 


Nun streitet sich die Koalition darum, um 
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dass niemand weiß, wo der 
atomare Abfall bleiben soll. 
Sichere Endlager gibt es |°®S 


nirgendwo auf der Welt, 





wie viele Jahre die Betriebserlaubnis der 
AKWs verlängert werden soll. Merkel 
plädiert aktuell für eine Verlängerung 
von 10 bis 15 Jahren. Vattenfall-Chef 
Hatakka meint dazu: „Rein technisch 
sind 28 Jahre machbar“. 


Nicht erst seit heute gelten Deutschlands 
Meiler als 
vom neuesten Stand der 


veraltet, 
Technik 
Risiko von 


hoffnungslos 


weit entfernt und das 
Verschleißerscheinungen 


Problem ist, |wird täglich größer. 
Laut Bundesamt für 
Strahlenschutz kommt 

durchschnittlich 
ale drei Tage zu 
einem Zwischenfall. 


Allein 2009 gab es 120 
Störungen in deutschen AKW, davon 
9] meldepflichtige, d.h. 
fünf bis acht Meiler wurden 
Sicherheitsmängeln 
abgeschaltet. 
diese Meiler seit vielen Jahren schon 


schwerere, 
wegen 
mehrfach 
Als Neuanlagen wären 


nicht mehr genehmigungsfähig. Bei 
weiterer Laufzeitverlängerung ist der 
nächste GAU vorprogrammiert. 


Aber auch ohne Störfall ist ein AKW 
schädlich oder gar tödlıch. Schon 
im Normalbetrieb verseucht es die 
Umwelt. Die Leukämierate bei 
Kindern im Umkreis deutscher AKW 
ist siebenmal so hoch wie im Rest 
Deutschlands. Noch gefährlicher sind 
die Wiederaufbereitungsanlagen, wie 
z.B. La Hague in Frankreich. Sıe gibt 40 
mal mehr Radioaktivität an die Umwelt 
ab als alle 439 Atomkraftwerke weltweit 
zusammen! 


Ein großes Problem ist, dass niemand 


weiß, wo der atomare Abfall bleiben 
soll. Sichere Endlager gibt es nirgendwo 
auf der Welt, stattdessen wird der Müll 
hin- und hergefahren, auf Deponien 
geschafft oder in diverse Zwischenlager 
gesteckt, von denen eines unsicherer ist 
als das andere. Das Atommülllager Asse, 
das erst seit 1967 genutzt wird, zeigt, 
dass noch nicht einmal die Endlagerung 
über vier Jahrzehnte sicher ist. Seit 1988 
dringt dort aus unbekannter Quelle 
täglich Wasser ın die mit radioaktivem 
Müll Die 
inzwischen radıaktive Lauge droht, das 


gefüllten Stollen ein. 
Grundwasser zu verseuchen. Da ist die 
Aussage von Hatakka schon eher als 
Drohung zu verstehen. 


Ausstieg? 


Das jetzige, von der damaligen SPD/ 
Grünen-Regierung 2000 ausgehandelte 
Gesetz sieht einen 
2022 vor. Das damals mit denselben 
die heute Druck 
dagegen machen, bereits ein Vertrag 


„Ausstieg“ bis 
Energiekonzernen, 


beschlossen wurde, zeigt, wie sich das 
Kapital an Verträge hält und welche 
Bedeutung sie haben, wenn es um 
die Beschneidung seiner Gewinne 
geht. Auch dafür, diesen Vertrag zu 
brechen, bedurfte es der schwarz/gelben 
Wunschregierung des Kapitals, die nicht 
wie ın diesem Fall die Grünen mit einer 
Basis konfrontiert sınd, die Atomenergie 


ablehnt. 


Als ım Bundestag „quer durch alle 
Parteien“ und selbst in der Merkel- 
Regierung viele mit dem Zurückweichen 
nicht 
gingen diese 


vor den Atom-Konzernen 
einverstanden waren, 


dazu über, offen mit der Abschaltung 


der Atomkraftwerke zu drohen, oder 
die Zahlung einer Brennelementesteuer 
verweigern. Ein von 
RWE, EnBW und Vattenfall 
ausgehandelter Deal 


einfach zu 
Eon, 
sieht nun vor, 
einmalig 30 Mrd. Euro an den Bund zu 
zahlen — für den Fall, dass die AKW 
Laufzeiten um mindestens 12 Jahre 
verlängert werden und die Regierung auf 
die geplante Steuer verzichtet. 


Bei verlängerten Laufzeiten würden 
die Energiekonzerne 6,5 Mrd. Euro 
zusätzlichenGewinneinfahren—proJahr! 
Bei 12 Jahren macht das 78 Milliarden! 
Bei solchen Zusatzprofiten kann man 
schon mal 30 Milliarden locker machen. 
Klar, dass man sich eine solche atomare 
nicht 


lassen will. „Selbstverständlich“ ıst für 


Gelddruckmaschine stilllegen 
die Konzerne auch, dass die „externen 
Kosten“ für die Lagerung von Atommüll, 
Umweltschäden und daraus resultierende 
Krankheiten auf die Gesellschaft 
abgewälzt werden. 


Da sıch die Bundesregierung ziert, ihre 
Käuflichkeit offen zu zeigen, setzen die 
Energiekonzerne die Regierung auch 
mit einer Anzeigenkampagne unter 
Druck, in der sie diese auffordert, „bis 
auf weiteres“ an Kohle- und Atomstrom 


festzuhalten. 
Gekaufte Politik 


Kein Wunder, haben sich doch die großen 
vier Energiekonzerne E.on, RWE, 
EnBW und Vattenfall den deutschen 
Markt fein säuberlich aufgeteilt, 
Wettbewerber gibt es kaum. Mit solch 
einem Oligopol lässt sich bürgerliche 
Politik bestens korrumpieren und zudem 
kann man die Preise bestimmen. Durch 
die traditionell enge Verwobenheit von 
Politik und Energiekonzernen haben 
es die Konzerne besonders leicht, ihre 


Interessen durchzusetzen. Da sitzen 
Abgeordnete in Aufsichtsräten, Ex- 
Politiker werden Chefstrategen und 


Lobbyisten sitzen ın den Ministerien. So 
haben sıe beste Kontakte zur Regierung, 
um Entscheidungen wie die geplante 


Brennelementesteuer zu beeinflussen, 
Gesetze zu entschärfen oder gar zu 
verhindern. War diese Steuer noch 
fester Bestandteil des 
von Schwarz-Gelb, beginnt diese nun, 


„Sparpakets“ 


zugunsten der einmaligen Abgabe 
umzufallen. Jetzt verhandelt das 
Finanzministerium direkt mit den 


Betreibern darüber. Nach klassischem 
Muster wurde die Gesetzesvorlage in 
Form eines Energiewirtschaftsvertrages 
Finanzstaatssekretär 


mit dem 


ausgehandelt. 


Auch der unter Rot/Grün beschlossene 
„Ausstieg“, der jetzt gekippt werden soll, 
war ein Kniefall vor den Stromgiganten. 
Der Ausstieg hätte so oder so gar nicht 
stattgefunden, denn die Vereinbarung 
mit der Stromwirtschaft vom Juni 2000 
war in Wahrheit ein Bestandsschutz für 
die laufenden Meiler. Diese Beispiele 
zeigen, dass bürgerliche Parteien oder 
die Regierung eben nicht die Interessen 
der WählerInnen vertreten, sondern am 
Gängelband —- und manche auch direkt an 
den Futtertrögen — der Konzerne hängen. 


Ein 
Atomenergie würde daher auf heftigen 
Widerstand des Kapitals stoßen und 
kann daher nur gegen den Willen der 
Herren in den Ämtern und Chefetagen 
durchgesetzt werden — und auf Kosten 
ihrer Profite. 


wirklicher Ausstieg aus der 


Seit Jahrzehnten kassiert die 
Atomwirtschaft riesige Subventionen. 
Schätzungen sprechen aktuell 
jährlich 17 Milliarden. 


wälzen die Konzerne jede Steuer, jede 


von 
Trotzdem 


Beschränkung ihre Gewinne über den 
Preis auf die Kunden ab. So erwartet 
laut des 
des Bundesfinanzministeriums 


die Regierung Sprechers 
eine 
Strompreiserhöhung um 1,5 Cent pro 


Kilowattstunde. 
„Grüne“ Alternativen? 
fordern 


Leider 


auch 
Umweltschutzorganisationen 


wie 
Greenpeace eine Erhöhung 2,5 Cent 


Umwelt 





je Kilowattstunde für Atomstrom. 


So richtig diese Forderung ist, 
wenn sıe auf die Strompreise für 
Unternehmen zielt, die sich verstärkt 
um energiesparende Technologie 
bemühen müssten, so falsch ist diese 
Forderung, soweit sie Kleinverbraucher 
betrifft. Warum? Höhere Strompreise 
belasten die Lohnabhängigen stärker, 
d.h. 


mehr der Erwirtschaftung der Profite 


ihre Einkommen dienen noch 


der Konzerne. Hinzu kommt, dass 
die „Wahlmöglichkeit“ gerade für die 
Schichten der Arbeiterklasse 


ohnedies eine Fiktion ist. Die Mieter_ 


ärmeren 


innen in den Großstädten können nicht 
beliebig über die bizarren Angebote am 
Strommarkt entscheiden. 


Somit treffen Forderungen wie jene 
von Greenpeace genau jene Teile der 
Bevölkerung, die die kapitalistische 
Klimapolitik weder verursachen, 
noch durch ihr individuelles Verhalten 
groß beeinflussen können. Selbst der 
angedachte Effekt des Energiesparens 
trittdamitdurchausnichtautomatischein. 
Schließlich können gerade die privaten 
Haushalte nicht 


ohne an Lebensqualität noch mehr zu 


beliebig einsparen 
verlieren. Richtig wäre es stattdessen, die 
Verwendung energiesparender Technik 
massıv zu fördern. 


Bewegung 


Die Antiı-AKW-Bewegung hat in 
den letzten Jahrzehnten viel erreicht. 
Ohne sie ständen hier heute nicht 
noch 


17 Atommaeiler, sondern 


mehr. So konnte z.B. der Bau der 
geplanten 


Wackersdorf verhindert werden. Der 


Wiederaufbereitungsanlage 


Bau neuer AKWs war wegen des starken 
Widerstands sehr schwer durchsetzbar. 
Doch am Grundproblem, dass Konzerne 
Milliardengewinne mit der Atomenergie 
machen und dabei die Risiken und 
Mensch und 
Umwelt vergesellschaften, haben die 


negativen Folgen für 
Proteste nichts geändert. 


Ein zentrales Argument vieler 
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Atomkraftgegner innen ist, die 
Vormachtstellung der Großkonzerne 
(auch über die Stromnetze) zu beenden 
— zugunsten vieler kleiner regionaler 
Stromanbieter. Diese Position greift 
aber zu kurz. Erstens übersieht sie 
nämlich, dass damit die Konkurrenz 
am Energiemarkt nicht verschwinden, 
ja vielleicht sogar zunehmen würde, da 
natürlich auch kleinere Erzeuger, z.B. 
Stadtwerke 


— und unter Konkurrenzbedingungen 


daran verdienen könnten 


sogar müssten — Überkapazitäten weiter 
zu verkaufen. 


Zweitens ist eine grundsätzlicher Umbau 
des Energiesektors Richtung erneuerbare 
und 


Energie Energiesparsamkeit 


an eine gesamtgesellschaftliche, ja 
internationale Planung gebunden, ohne 
die ein sinnvoller Mix aus verschiedenen 
angepasster Technik 


und dementsprechenden Netzen unter 


Energieträgern, 


der Anarchie des Marktes und zahlloser 
Privateigentümer scheitern muss oder 
aber nur sehr eingeschränkt möglich 
wäre. 

Zudem erfordert eine solche, in der Tat 
gesamtgesellschaftliche Umorientierung, 
auch riesige Kapıtalmengen, die nur 
dann zentral zur Verfügung stehen, wenn 
den Konzernen ihre Pfründe entrissen 
werden. 


Aufgaben der Bewegung 


Anti-Atom- 
zentralen 


Gegenwärtig steht die 
Bewegung u.a. vor zwei 


Problemen. 


Es gibt keine Kooperation mit den 
Beschäftigten in der Energiewirtschft 
bzw. mit der zuständigen Gewerkschaft 
IG BCE. Um eine solche herzustellen, 
muss die Bewegung neben Forderungen 
zur Verbesserung der Sicherheitder AKW 
(die natürlich auch direkt im Interesse 
der dort Beschäftigten liegen) auch 
Forderungen einbringen nach direkter 
Kontrolle von AKW, Atomlagern usw. 
Beschäftigte 
und Expert innen ihres Vertrauens. Die 


durch Anwohnerlnnen, 


Schließung von Atomanlagen darf nicht 


28 one solution, revolution! 


zu Lasten der Beschäftigten gehen, d.h. 
Umschulungen u.a. Maßnahmen müssen 
geplant und aus den Profiten des Kapitals 
finanziert werden. Lohneinbußen oder 
Entlassungen dürfen nicht akzeptiert 
werden! Dazu ist es auch notwendig, 
Forderungen an die Führung IG BCE zu 
stellen, den Kampf für einen Ausstieg 
aus der Kernenergie zu unterstützen. 
Ohne die bornierte Blockade-Politik der 
reformistischen Gewerkschaftführung 
zu brechen und Beschäftigten zu 
gewinnen, wird es sehr schwer sein, nur 
„von außen“ etwas zu erreichen. 

Ein zweites wichtiges Moment ım 
Kampf ist die Verbindung der Anti- 
Atom-Bewegung mit anderen Sektoren 
von Widerstand, v.a. der Anti-Krisen- 
Bewegung. Die Notwendigkeit dieser 
Verbindung ergibt sich schon aus 
der Tatsache, dass die Konflikte in 
beiden Bereichen eine gemeinsame 
Ursache haben: den Kapitalismus, das 
Privateigentum und das Profitstreben. 
Nicht zuletzt könnte die Anti-AKW- 
Bewegung so ıhr Anliegen viel stärker 
popularisieren und Unterstützung finden. 


Energiewende durch Planwirtschaft 
Die gegenwärtige Gefahr, die von den 


heutigen AKW der 
und 


Stromkonzerne 
ausgeht, 
macht deutlich, dass ihnen der Betrieb 
nicht 
mehr überlassen werden darf. Sollen 


ihren Profitinteressen 


dieser gefährlichen Anlagen 


nicht wie bisher die Lohnabhängigen 


die bereits entstandenen Umwelt- 
und Gesundheitsschäden, die 
Castortransporte und die immensen 


zukünftigen Kosten für die Risiken der 
Endlagerung auch zukünftig zahlen, 
muss die gesamte Energiewirtschaft 
entschädigungslos unter 


Arbeiterkontrolle enteignet werden! 


Das bedeutet auch, dass Schluss ist 


mit Hinterzimmerverhandlungen 
und Geheimverträgen. Bilanzen, 
Forschungsberichte und Gutachten 


müssen veröffentlicht werden, um die 
Risiken und Schäden genau abschätzen 


und bilanzieren zu können und um auch 
einen sofortigen Ausstieg vorzubereiten! 
Solange diese Anlagen noch in 
Betrieb sind, muss unter Kontrolle von 


Arbeiter innen und Verbraucher innen 


ein nationaler und internationaler 
Energieplan erarbeitet werden, 
um einen möglichst schnellen, 


planmäßigen Ausstieg vorzubereiten und 
Überkapazitäten und Verschwendung zu 
vermeiden. Es wird nicht mehr der Profit 
über den Einsatz einer Technologie zu 
Energiegewinnung entscheiden, sondern 
gewählte Komitees von Produzent _ 
innen und Konsument innen aus 


Arbeiterklasse und Kleinbürgertum. 


Ein solcher Plan zur Umstrukturierung 
der Energiewirtschaft würde zugleich 
bedeuten, dass die gesamte Produktion 
Gesellschaft 
verändert werden müsste. Das heißt 


und Konsumtion der 


u.a.: massive Förderung von Energie 
sparenden und Umwelt schonenden 
Technologien, Eliminierung unsinniger 
Produktionen und Verkehre, die nur 
aufgrund des Privateigentums und der 


Konkurrenz nötig sind. 


Das ist jedoch nur umsetzbar, 
wenn die gesamte kapitalistische 
Gesellschaftsstruktur umgewandelt 


wird. Auf Dauer stellen regenerative 
Energieformen den einzigen Weg dar, die 
Energieversorgung der Menschheit zu 
sichern, hierzu muss auch die Forschung 
unter Arbeiterkontrolle gestellt werden, 
und innovative 


damit Ergebnisse 


nichtprofitträchtige Technologien 
nicht wie gegenwärtig 
der Schublade der kapitalistischen 


Auftraggeber 


einfach in 
verschwinden. 


Letztendlich kann die ökologische Krise, 
in die der Kapitalismus die gesamte 
Menschheit gerissen hat, nur über dessen 
Sturz gelöst werden. Die Verhinderung 
der Verwüstung unseres Planeten und 
damit die Sicherung der Grundlage 
der menschlichen Reproduktion sınd 
nur durch eine globale sozialistische 
Planwirtschaft möglich. 





+ xx 


Unsere diesjährige Revolution Konferenz 
fand vom 09.08.2010 bis zum 11.08.2010, 
in Neidenberga/Thüringen statt. Genossen _ 





innen aus Berlin, Freiburg, Stuttgart, Kassel 
und Gäste aus Österreich waren anwesend. 
Zwar konnten aufgrund von Ferien und 
- oder Arbeit leider nicht alle Genossen _ 
innen teilnehmen, trotzdem waren die drei 
Tage sehr wichtig für REVOLUTION. 
Wir machen jedes Jahr Konferenzen, 
auf denen über wichtige politische und 
organisatorischen Themen, berichtet und 
diskutiert wird. Diese Konferenz ist das 
höchste Organ unserer Jugendorganisation, 
hier bestimmen wir gemeinsam 
unsere Politik für das nächste Jahr. 
Der Hauptschwerpunkt lag auf 
Arbeitspapieren die unter anderem die 
politisch-ökonomische Situation, national 
und international behandelten, sich mit 
der Bildungsbewegung beschäftigten 
oder unsere konkreten Aufgaben für 
das nächste Jahr festlegten. Ebenso 
wählten wir unsere neue Leitung, dass 
XK das bis zur nächsten Konferenz die 


Beschlüsse von Neidenberga umsetzen soll. 


Insgesamt war es eine sehr erfolgreiche 
Konferenz mit vielen Aufgaben und 
Perspektiven, die wir sehr gerne ın die Hand 


nehmen und es gilt: 


ONE SOLUTION REVOLUTION! 


REVOLUTION 


One Solution - Revo...wer? 


Eine Vorstellung 


Wer ist REVOLUTION? 


Wir sind eine antikapitalistische internationale Jugend- 
organisation. Wir sind aktiv in verschiedenen europäischen 
und asiatischen Staaten. Auf unserer Webseite www.onesoluti- 
onrevolution.de findet ihr unser Programm, Stellungnahmen, 
Demoberichte und Artikel von uns. Wir bringen regelmäßig die 
Zeitung „REVOLUTION“ heraus. 


Was macht REVOLUTION? 


In Deutschland sind wir aktiv gegen Bildungs -und Sozialabbau, 
Krieg und Faschismus. In unseren Ortsgruppen machen wir re- 
gelmäßige Veranstaltungen und Aktionen. Wir laden Euch ger- 
ne ein bei uns vorbei zuschauen oder mitzumachen - nehmt 
Kontakt auf über germany@onesolutionrevolution.de! 


Was will REVOLUTION? 


Hinter dem System von Ausbeutung, Hunger, Krieg und Un- 
terdrückung steht der globale Kapitalismus, die Herrschaft 
Weniger über die große Mehrheit. Gemeinsam mit Euch 
wollen wir Kapital und Staat bekämpfen für eine gerechte, 
solidarische sozialistische Gesellschaft eintreten. 


Informiert Euch, nehmt Kontakt auf! 


One solution — REVOLUTION!! 


one solution, revolution! 


Termine 





Termine im Herbst 2010 


16.10. Leipzig; Nazidemo 


16.10. Berlin; Anti Hartz IV Demo, Montagsdemos + MPLD 


Ab Mitte Oktober: Aktionswochen der dt. Gewerkschaften vor und in Betrieben 


06.11 Anti-Krisen Tag von Gruppe Arbeitermacht, REVOLUTION u.a 

13.11. Bundesweite Großdemos der IG Metall gegen die Spaprpakete und die 
schwarz-gelbe Bundesregierung 

15.11-21.11 Aktionswoche Global Wave of Education - Proteste des ISM 
(International Students Movement) Netzwerks 

17.11. International day of education - Aktionen und Proteste weltweit 

26.11. Berlin; Belagerung des Deutschen Bundestag Berlin - an dem Tag wird voraussichtlich 


das Sparpaket im Bundestag verabschiedet, das Berliner Anti-Krisenbündnis ruft 
zum gemeinsamen Protest auf! 
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